
















Innovation und technischer Fortschritt spie-
len bei allen Bemühungen um Klimaschutz
und nachhaltige Energieversorgung die
Schlüsselrolle. Wir müssen damit die Ener-
gieeffizienz von Kraftwerken, Gebäuden, tech-
nischen Verfahren und Produkten weiter stei-
gern und neue Energiequellen erschließen
und verfügbar machen. Die Energieforschung
bietet zudem die große Chance, unsere ener-
gie- und klimapolitischen Ziele wirksamer,
schneller und kostengünstiger zu erreichen,
Arbeitsplätze zu sichern und unsere interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit auszubauen. 

2050

Langfristig muss Energie in nahezu emis-
sionsfreien Kraftwerken erzeugt werden und
erneuerbare Energien müssen einen erheb-
lichen Anteil an der globalen Energieversor-
gung decken. Deshalb wird es zukünftig nicht
nur um die Weiterentwicklung bestehender
Energien gehen. Wir müssen neue Möglich-
keiten zur sauberen Energiegewinnung und 
-nutzung entwickeln und voranbringen. 

Visionäre Ideen sind zum Beispiel für das
Haus der Zukunft gefragt, das seinen Wär-
me- und Strombedarf allein aus Sonnenlicht
deckt. Die Erhöhung der Effizienz an Gebäu-
den, Geräten und Fahrzeugen, aber auch die
Entwicklung neuer Technologien soll den
Energiebedarf ohne Einbußen bei Komfort
und Sicherheit auf ein nachhaltiges Niveau
bringen. Dabei gilt es aber auch, die Poten-
ziale der Geothermie in Deutschland zu er-
schließen und systematisch mit anderen
Energieträgern, wie Biogas, zu verknüpfen. 

Um diese Innovationsprozesse zu beschleu-
nigen, müssen Wissenschaft, Wirtschaft und
Politik noch enger zusammenarbeiten und
internationale Kooperationen eingehen. Ge-
meinsam können wir tragfähige Kompromis-
se und Lösungen für die Herausforderungen
des Klimawandels und somit auch für neue
Energiestrategien erarbeiten. 

Die Bundesregierung hat im vergangenen
Jahr ihre Aktivitäten in der Energie- und 
Klimaforschung verstärkt sowie Initiativen
gestartet, damit Ideen schneller in konkrete
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2020

Mit Deutschland als Schrittmacher hat sich
die EU an die Spitze der internationalen Kli-
mabemühungen gestellt und anspruchsvolle
Ziele benannt. Das heißt konkret: Wir müssen
den Anteil der erneuerbaren Energien an un-
serer Energieversorgung erhöhen und die
Entwicklung von Technologien zu deren Nut-
zung – etwa bei der Photovoltaik und der Bio-
energie – in den nächsten Jahren entschei-
dend voranbringen. Kohle wird aber noch für
Jahrzehnte eine wichtige Rolle für unsere
Energieversorgung spielen. Umweltfreundli-
chere Kohlekraftwerke sind deshalb unbe-
dingt notwendig. Daher ist die Entwicklung
von Technologien zur Abscheidung von CO2

aus Kohlekraftwerken und die anschließende
Speicherung von CO2 im Boden von besonde-
rer Bedeutung. 

Allein schon aus Gründen der Sicherheit und
um Entwicklungen in anderen Ländern ein-
schätzen zu können, müssen wir auch die
Strahlenforschung und die nukleare Sicher-
heits- und Entsorgungsforschung weiterhin
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Die Bundesregierung hat im vergan-

genen Jahr ihre Aktivitäten in der

Energie- und Klimaforschung ver-

stärkt sowie neue Initiativen gestartet,

damit Ideen schneller in konkrete

Produkte und Verfahren umgesetzt

werden. 

Energieforschung: Nachhaltige Versorgung sichern 

fördern. Außerdem wollen wir durch die 
Fusionsforschung langfristige Perspektiven
für eine sichere Stromversorgung schaffen.

Klimaschutz und nachhaltige Energieversor-
gung bieten Chancen für Innovationen und
Arbeitsplätze. Derzeit gibt es etwa 170.000
Arbeitsplätze in Deutschland allein im Be-
reich der erneuerbaren Energien; Schätzun-
gen gehen davon aus, dass es im Jahr 2020
rund 500.000 sein könnten. In den Umwelt-
technologien steckt ein enormes Potenzial,
das wir für den Standort Deutschland nutzen
müssen, um damit globale Herausforderun-
gen zu lösen. Umwelttechnik aus Deutsch-
land soll weiterhin ein Exportschlager sein.

Auf der Suche nach exzellenten Lösungen
müssen wir Forschung und Entwicklung so-
wie Wissen und Kompetenz ein viel größeres
Gewicht geben. Dafür müssen wir die vor-
handenen Kräfte bündeln: Hochschulen, 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
und die Forschung in Unternehmen müssen
besser aufeinander abgestimmt werden. 
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Status quo 

Energie ist eines der beherrschenden The-
men unserer Tage: Steigende Öl-, Gas- und
Strompreise, begrenzte Rohstoffreserven und
die Emission von Treibhausgasen mit ihren
Folgen für das Weltklima fordern Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft zum Handeln auf.
Die Bundesregierung treibt deshalb die 
nachhaltige Energiewirtschaft national wie
international voran. Auf dem G8-Gipfel in 
Heiligendamm hat Deutschland die Themen
Klimawandel und Energieeffizienz ganz oben
auf die internationale Agenda gesetzt. Denn
wir brauchen eine umweltschonende und 
sichere Energieversorgung – sowohl in den
Industriestaaten als auch in den Schwellen-
und Entwicklungsländern.  

Produkte und Verfahren umgesetzt werden.
Denn die Grundlagenforschung muss einge-
bunden sein in einen Prozess, der über die
angewandte Forschung zur Umsetzung der
gewonnenen Erkenntnisse schließlich in
konkrete Produkte mündet. 

Deutschland hat heute in der Energietechnik
weltweit eine hervorragende Position: Deut-
sche Kraftwerkstechnologien zählen interna-
tional zur Spitze. Auch bei den erneuerbaren
Energien sind deutsche Unternehmen in vie-
len Bereichen führend. Diese Spitzenposition
gilt es weiter auszubauen. Deutschland muss
zu einer exzellenten Talentschmiede und bei
Fragen des Klimaschutzes und der Energie-
versorgung zu einem attraktiven Wissen-
schafts- und Forschungsstandort mit inter-
nationaler Ausstrahlung werden.



Diese Überlegungen greifen allerdings nur,

wenn gleichzeitig die Folgen der Klimapolitik

für Unternehmen abgepuffert werden. Vor 

allem für solche, die verfahrensbedingt keine

Chance haben, ihren Energieverbrauch zu 

reduzieren. Sonst droht ein doppeltes Null-

summenspiel: Einmal auf dem Arbeitsmarkt,

wenn bei klassischen Industriebereichen mehr

Arbeitsplätze verloren gehen als in den Pio-

nierbranchen geschaffen werden können.

Zum zweiten beim Klimaschutz, wenn ener-

gieintensive Betriebe einfach in Volkswirt-

schaften abwandern, die es nicht so streng mit

dem Schutz der Erdatmosphäre meinen. 

Die Früchte des frühen Handelns können

volkswirtschaftlich gesehen auch nur dann ge-

erntet werden, wenn sich mittelfristig welt-

weit gleiche Rahmenbedingungen für die

Wirtschaft einstellen und somit ein globaler

Markt für Klimaschutztechnologien entsteht.

Wer sich als Avantgarde zu lange zu weit vor-

wagt, riskiert, sich im unwegsamen Gelände

zu verirren. Voranzugehen, um mitzuziehen –

an diesem Anspruch wird sich die deutsche

Klimapolitik messen lassen müssen.

Gefordert ist die Kunst, Klimaschutz mit 

Wirtschaftlichkeit und Energiesicherheit zu

verbinden. Wirtschaftlichkeit heißt in diesem

Kontext, sich auf die Maßnahmen zu konzen-

trieren, die Treibhausgase mit den geringsten

Kosten vermeiden. Energiesicherheit heißt, die

Abhängigkeit von Energieimporten zu verrin-

gern und auf ein breites Spektrum von Maß-

nahmen zu setzen, um Risiken zu streuen. 

Maßnahmenpaket: Das Integrierte
Energie- und Klimaprogramm 

Am 5. Dezember 2007 verabschiedete das

Bundeskabinett das „Integrierte Energie- und

Klimaprogramm“ (IEKP). Mit insgesamt 49

Maßnahmen, darunter 15 Gesetzen und Ver-

ordnungen, sollen bis 2020 rund 36 % CO2-

Minderung erreicht und somit 220 Mio. t

CO2-Äquivalente eingespart werden. Wie die

restlichen 4 % zur Zielerreichung geschafft

werden, ist derzeit noch offen. Das Pro-

gramm konzentriert sich auf drei Sektoren: 

› Energieeffizienz – den sparsamen Umgang

mit Energie in Industrie, Gewerbe und priva-

ten Haushalten. 

› Erneuerbare Energien: Ihr Anteil soll beim

Strom, bei Wärme und im Verkehr weiter

ausgebaut werden. 

› Fossile Energien: CO2-arme Technologien

sollen den Einsatz von Kohle, Öl und Gas 

klimafreundlicher machen. 

Energieeffizienz: Die Ziele 
der Bundesregierung  

Die Bundesregierung will die Energieproduk-

tivität bis zum Jahr 2020 gegenüber 1990

verdoppeln. Das heißt, zur Erwirtschaftung

einer Einheit des Bruttosozialprodukts soll

nur noch halb so viel Energie nötig sein als 30

Jahre zuvor. Von 1990 bis 2005 stieg die Ener-

gieproduktivität aber nur um 1,6 % pro Jahr,

obwohl in diesen Jahren die höchst ineffizien-

te DDR-Wirtschaft zusammenbrach. Um das

Ziel zu erreichen, wären in der verbleibenden

Zeit aber 3 % Effizienzsteigerung per annum

nötig, während gleichzeitig die Wirtschaft um

1,8 % pro Jahr wachsen soll. 

Stromverbrauch: 
Tendenz steigend 

Im Bereich der elektrischen Energie hält das

Umweltbundesamt eine Einsparung von 11 %

bis zum Jahr 2020 für erforderlich, um das

40 %-Ziel bei den Treibhausgasen zu errei-

chen. Auch hier sind die Trends derzeit 

andere. 2007 wuchs der Stromverbrauch in

Deutschland bei 2,5 % Wirtschaftswachstum

um 0,3 %. In den Jahren zuvor war das Ver-

brauchswachstum noch deutlicher: Von

2000 bis 2005 wuchs der Stromverbrauch

von Industrie, Haushalten und Gewerbe von

571 TWh auf 612 TWh. Und zumindest bei den

Privathaushalten lässt der Trend zum Single-

dasein, zu größeren Wohnungen und mehr

Unterhaltungstechnik bei ständig größer

werdenden Fernsehbildschirmen erahnen,

dass die Reise ins Effizienzwunderland

schwierig werden wird. 12 % des Stromver-

brauchs in den Haushalten geht inzwischen

auf das Konto der Unterhaltungselektronik,

sagt der Bundesverband der Energie- und

Wasserwirtschaft (BDEW). Auch die bessere

Ausstattung mit Computern lässt den Strom-

verbrauch der Haushalte in die Höhe schnel-

len. Das gilt auch für die Infrastruktur im

Hintergrund. Nach einer aktuellen Studie des

Umweltbundesamtes verbrauchen die

50.000 deutschen Rechenzentren pro Jahr

77

Schrittmacher: Die Bundesregie-
rung an der Spitze des Klimazuges 

Mit ehrgeizigen Zielen setzt sich die Bundes-

regierung an die Spitze des internationalen

Klimaschutzzuges: Bis 2020 sollen die deut-

schen CO2-Emissionen um 40 % gegenüber

dem Referenzjahr 1990 sinken. 1,23 Mrd. t

CO2-Äquivalente entließen die deutschen Ka-

mine und Auspuffrohre 1990 in die Erdatmo-

sphäre. Bis zum Jahr 2004 ist der jährliche

Ausstoß der Klimagase um knapp 215 Mio. t

gesunken, das sind 17,4 %. Der größte Teil da-

von lässt sich freilich auf die Erneuerung der

DDR-Wirtschaft zurückführen. Ohne den so

genannten Perestroika-Effekt wird die zweite

Etappe wesentlich härter. Im Kyoto-Protokoll

hat sich Deutschland zu einer Reduktion um

21 % bis 2012 verpflichtet. Die restlichen 19 %

müssten dann innerhalb von acht Jahren er-

bracht werden. 

Für die deutsche Volkswirtschaft ist dies eine

echte Herausforderung – für das Weltklima

ist der Kraftakt dagegen relativ bedeutungs-

los. Allein Chinas Stromverbrauch wächst 

alle drei Jahre um die Menge, die aktuell in

ganz Deutschland verbraucht wird. Selbst

wenn der Stromverbrauch in Deutschland

auf Null fiele, würde er durch das weltweite

Wachstum beim Energieverbrauch in kürze-

ster Zeit mehr als kompensiert. Allerdings ist

Deutschland vor Großbritannien der größte

CO2-Emittent in der EU und steht nach Be-

rechnungen der Organisation Germanwatch

weltweit an 6. Stelle in der Hitparade der

größten Kohlendioxid-Sünder, nach den 

USA (21,44 %), China (18,8 %), Russland 

(5,69 %), Japan (4,47 %) und Indien (4,23 %): 

3 % der weltweiten energiebedingten CO2-

Emissionen verantwortet Deutschland, bei 

einem Anteil am weltweiten Bruttoinlands-

produkt von 3,97 % und von 1,28 % an der

Weltbevölkerung. 

Energiewelt von morgen

Pionierrolle: Vorangehen, 
um mitzuziehen  

Welche Gründe werden also für das ehrgeizi-

ge Programm genannt? Das erste Argument

ist ein politisches: Innerhalb der EU ist

Deutschland durch seine Industrie ein Ener-

giegroßverbraucher und ein Großemittent.

Nur mit Deutschland als Zugpferd lässt sich

die gesamte EU auf Reduktionskurs bringen

oder umgekehrt: Wenn Deutschland nicht

agiert, werden auch andere EU-Länder untä-

tig bleiben. Und die EU wird wiederum als

Eisbrecher für die internationalen Klimaver-

handlungen gebraucht. Sonst findet sich weit

und breit niemand von gleichem Gewicht,

der gewillt wäre, in eine Führungsrolle zu

schlüpfen. So jedenfalls die gängige politi-

sche Argumentation in Berlin und Brüssel.

Auf die Schwellenländer wie China, Indien

und Brasilien zielt das zweite Argument: Nur

wenn ein gewichtiges Industrieland modell-

haft vorlebt, dass sich Klimaschutz und wirt-

schaftlicher Erfolg vereinbaren lassen, sind

diese Länder bereit, auf den Klimaschutzpfad

einzuschwenken. Und das ist langfristig der

entscheidende Faktor, ob es überhaupt einen

erfolgreichen globalen Schutz der Erdatmo-

sphäre geben kann. 

Das dritte Argument ist ein industriepoliti-

sches: Hierzulande müssen die Technologien,

die Verfahren, die Planungsinstrumente und

die Dienstleistungen entwickelt werden, die

weltweit für eine Reduzierung der Treibhaus-

gase sorgen. Wer hier die Nase vorn hat, ver-

schafft sich mittel- und langfristig Vorteile

im globalen Wettbewerb, schafft Arbeitsplät-

ze und Wohlstand. „First Mover Advantage“

nennen das die Marktstrategen – der Vor-

sprung der Pioniere. Um ihn zu erreichen, be-

darf es massiver Investitionen bei Forschung

und Entwicklung. Und es braucht stringente

politische Rahmenbedingungen, die klima-

freundliches Wirtschaften befördern.
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Konkreter Ansatz: 
Energieeffizienz bei Wärme 

Konkreter sind die Anforderungen im Be-

reich der Wärme: Rund 40 % der Endenergie

in Deutschland wird für Heizwärme aufge-

wendet, also für warme Räume und heißes

Wasser. Das Ziel der Bundesregierung ist, dass

Neubauten ab 2020 weitgehend unabhängig

von fossilen Energien sein sollen. Deshalb

verschärfen sich die energetischen Vorschrif-

ten für Neubauten ab 2009 um 30 % und

2013 noch einmal in der gleichen Größen-

ordnung. Dafür wurde im Juni 2008 die 

Energieeinsparverordnung (EnEV) novelliert. 

Die besseren Möglichkeiten bietet aber der

Gebäudebestand. Rund drei Viertel der

Wohngebäude wurden vor 1979 errichtet. Alt-

bauten sollen deshalb durch eine ausgeweite-

te finanzielle Förderung besser gedämmt

werden und eine modernere Heizung erhal-

ten. Die Wirksamkeit der Maßnahme ist noch

offen, denn die Hausbesitzer müssen zur 

Sanierung hohe Summen investieren und 

die Amortisationszeiten sind lang. Um den

gewünschten Zielverbrauch von sieben Liter

Heizöl je Quadratmeter und Jahr zu errei-

chen, müssen in ein seit 1975 unsaniertes Ein-

familienhaus mit 120 Quadratmeter Wohn-

fläche etwa 100.000 Euro investiert werden.

Nach dem CO2-Gebäudereport des Baumini-

steriums sind nur 3 % der Eigentümer und

Mieter bereit, in Wärmedämmung oder neue

Heizungen zu investieren oder eine Umlage

auf die Miete zu akzeptieren, wenn sich die

Refinanzierung der Kosten über mehr als 

12 Jahre streckt – das ist heutzutage aber die

Regel. 

Tücken lauern auch im Mietrecht, denn den

Aufwand hat der Vermieter, den Nutzen über

geringere Heizkosten aber der Mieter, auf

dessen Miete die Kosten für die Sanierung

nicht so ohne weiteres umgelegt werden kön-

nen. Auch diese rechtlichen Hürden will die

Bundesregierung noch entschärfen. 

Ein kräftiger Schub nach vorne ist nötig. Zur-

zeit werden 2,2 % der Gebäude im Altbaube-

stand pro Jahr komplett energetisch saniert.

Besondere Förderprogramme gibt es für die

energetische Sanierung von Schulen, Kinder-

gärten und bundeseigene Liegenschaften.

Elektrische Nachtspeicherheizungen, die für

8 % des Stromverbrauchs in Deutschland ver-

antwortlich sind, sollen durch ein Förderpro-

gramm stufenweise ausgetauscht werden. Bis

2020 soll dabei die erste Tranche geschafft

sein.

Erneuerbare per Dekret: 
Wärme 

6 % der Wärme werden in Deutschland mit

erneuerbaren Energien erzeugt. Ganz über-

wiegend handelt es sich dabei um den guten,

alten Kamin oder Kachelofen, der mit Holz

befeuert wird. Der Anteil der erneuerbaren

Energien für Heizung, Kühlung und Warm-

wasser soll nach dem Willen der Bundesregie-

rung deutlich steigen: Auf 14 % im Jahr 2020.

Öl, Gas und Strom sollen zunehmend durch

Sonnenwärme (Solarthermie), Erdwärme

(Wärmepumpen), Holzpellets und Hack-

schnitzel ersetzt werden. Um das durchzuset-

zen, hat die Bundesregierung das Erneuer-

bare-Energien-Wärmegesetz – kurz Wärme-

EEG – novelliert. Demnach ist die Nutzung

von erneuerbaren Energien ab 2009 bei Neu-

bauten und bei umfangreichen Sanierungen

– wie zum Beispiel dem Austausch der Hei-

zungsanlage – verbindlich vorgeschrieben.

Die Verpflichtung ist erfüllt, wenn mehr als

die Hälfte der Wärme durch Erneuerbare 

bereitgestellt wird. Bei der Nutzung von 

Solarkollektoren wird eine bestimmte Kollek-

torfläche pro Quadratmeter Nutzfläche vor-

geschrieben. Ausnahmeregelungen gibt es

für besonders gut gedämmte Häuser oder 

für den Fall, dass ein Kleinstkraftwerk im 

Keller kombiniert Wärme und Strom bereit-

stellt oder dass ein Anschluss an ein Wärme-

netz besteht. Auch dieses muss allerdings 

seine Wärme überwiegend aus Erneuerbaren

oder aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 

beziehen. 

Jedenfalls sollen Altbaubesitzer durch Förder-

mittel aus dem Marktanreizprogramm dazu

bewegt werden, ihre Heizungen durch neue,

sparsame zu ersetzen, die anteilig mit Öko-

Wärme betrieben werden. 2009 stehen hier-

für eine halbe Mrd. Euro Zuschüsse zur 

Verfügung. Darüber hinaus gibt es zinsver-

billigte Kredite. 

Erfolgsstory: Erneuerbare 
im Stromsektor 

Wasser, Wind, Sonne, Biomasse und Erdwär-

me – das sind die Quellen für erneuerbare

Energien. Die Stromerzeugung aus diesen –

mit Ausnahme der Biomasse – unerschöpfli-

chen Energieträgern boomt seit der Einfüh-

rung des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes

(EEG) im Jahr 2000. Das EEG sorgt dafür, dass

die Betreiber der Stromnetze den Strom aus

erneuerbaren Energien abnehmen (vorrangi-

ge Einspeisung) und ihn nach gesetzlichen

Vorgaben vergüten müssen (Vergütungs-

pflicht). Die Vergütungssätze differieren je

nach Quelle. Sie sind am niedrigsten für

Strom aus großen Wasserkraftwerken und

am höchsten für Solarstrom aus Photovol-

taikanlagen. Die Mehrkosten, die durch das

EEG entstehen, werden auf alle Stromkunden

gleichermaßen umgelegt. Für energieintensi-

ve Betriebe gibt es eine Ausnahmeregelung,

sie zahlen pro Kilowattstunde Strom einen 
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8,67 TWh Strom. Weltweit ist das Internet 

sogar für 5,3 % des Energieverbrauchs gut, 

behauptet der Internet-Guru Kevin Kelly in

seinem Informationstechnologie-Tagebuch

„Technium“. Eine einzige sekundenkurze 

Google-Suche im Web verschlingt so viel

Strom, dass damit ein Raum eine ganze 

Stunde lang von einer Energiesparlampe 

beleuchtet werden könnte.

Ganz neue Stromverbraucher könnten noch

dazu kommen. Diskutiert wird derzeit inten-

siv über Elektromobilität im Verkehr. Soge-

nannte Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge mit einem

kombinierten Antrieb aus Verbrennungsmo-

tor und Elektromotor könnten, während sie

parken, an eine Steckdose angeschlossen wer-

den. Ist gerade viel Windenergie im Netz, die

nicht gebraucht wird, könnten ihre Batterien

geladen werden. Auch der umgekehrte Fall

funktioniert: Die Batterien könnten als Reser-

vespeicher bei Bedarf auch wieder Strom ab-

geben. Das ist gut für die Speicherung von

volatilen Energien aus Wind und Sonne und

für eine steigende Klimaverträglichkeit des

Verkehrssektors, wird aber den Stromver-

brauch garantiert nicht sinken lassen. 

Vor diesem Hintergrund ist der Elektrotech-

nik-Verband VDE außerordentlich pessi-

mistisch, was die Entwicklung des Stromver-

brauchs angeht. In einer im Januar 2008 vor-

gestellten Studie rechnet der VDE damit, dass

bei einem „weiter so“ der Bedarf an elektri-

scher Energie durch neue Anwendungen und

einen wachsenden Gerätepark bis 2025 um

sage und schreibe bis zu 60 % steigen könnte.

Selbst bei einer besseren Effizienz rechnet der

VDE mit einem Wachstum von 30 %. Nur bei

einem beschleunigten und radikalen Techno-

logiewechsel könne der Stromverbrauch sin-

ken, sagte der VDE-Experte Prof. Wolfgang

Schröppel bei der Vorstellung der Studie. Die

größten Einsparpotenziale sieht der VDE bei

Elektromotoren in Industrie und Haushalten.

So haben die Kleinmotoren, die in den Haus-

halten in Geräten vom Fön bis zur Wasch-

maschine werkeln, heute einen elektrischen 

Wirkungsgrad von 40 bis 75 %. Möglich wären

aber 85 %, allerdings bei stark steigenden

Herstellungskosten – Einsparmöglichkeit 

alleine 8,2 TWh pro Jahr. In einer ähnlichen

Größenordnung liegen die Sparmöglichkei-

ten beim Stand-by von Elektrogeräten. Der

Stromverbrauch des Bereitschaftsbetriebs 

ließe sich um 5 bis 10 TWh per annum redu-

zieren, das entspricht der Größenordnung

von 1 bis 2 % des gesamten deutschen Strom-

verbrauchs. 

Wachsweich: Maßnahmen der
Bundesregierung 

Die Maßnahmen, mit der die Bundesregie-

rung ihre Einsparziele erreichen will, sind im

Stromsektor relativ weich. Die Liberalisierung

des Messwesens soll die Verbreitung intelli-

genter Zähler fördern. Damit können sich

Haushalte und Gewerbe ein genaueres Bild

ihres Stromverbrauchs machen und Strom-

fresser identifizieren. Präzise und jederzeit

online verfügbare Verbrauchsinformationen

sollen zu einem sparsameren Verhalten anre-

gen. Darüber hinaus soll die Energieberatung

der Haushalte etwa über die Verbraucherzen-

tralen verbessert werden. Die Kosten für pro-

fessionelle Energiesparberatungen in Gewer-

be und Industrie sollen bezuschusst werden,

ebenso Investitionen in wirksame Spar-Tech-

nologien. Freiwillig soll eine bessere und 

erweiterte Kennzeichnung des Energiever-

brauchs von Elektrogeräten mit den Herstel-

lern vereinbart werden. Über ein Marktein-

führungsprogramm für besonders sparsame

Geräte wird noch diskutiert. Das gilt auch für

moderne Energiemanagementsysteme für

Betriebe. Nach den Vorstellungen des Um-

weltministeriums sollen die Begünstigungen

bei den Energiesteuern für das produzieren-

de Gewerbe und die komplette Steuerbefrei-

ung für energieintensive Betriebe künftig an

die Auflage geknüpft werden, dass der Ener-

gieverbrauch der Unternehmen durch exter-

ne Gutachter auf Einsparmöglichkeiten

durchforstet wird. Entschieden ist das aber

noch nicht. 

Ob Industrie und Gewerbe tatsächlich in nen-

nenswertem Umfang in Energiesparmöglich-

keiten investieren, ist letztendlich eine Frage

der Wirtschaftlichkeit. Zwar sind Investitio-

nen in Effizienz meistens rentabel, da die Ko-

sten auf Dauer über die gesparte Energie wie-

der hereingeholt werden. Da investive Mittel

aber in aller Regel beschränkt sind, wird dort

investiert, wo die größte Dringlichkeit be-

steht oder die höchste Rentabilität erzielt

werden kann. Investitionen in Energiespar-

maßnahmen gehören meist nicht in diese

Kategorie. Ob sich das in Zukunft ändert, ist

bei steigenden Energiekosten noch offen. 

Bei Elektrogeräten liegen die meisten Mög-

lichkeiten, Sparsamkeit vorzuschreiben, so-

wieso in Brüssel bei der EU. Das gilt für bin-

dende Verbrauchsvorschriften nach Art des

japanischen Top-Runner-Modells (die besten

Geräte setzen den Maßstab im Markt) ebenso

wie für eine konsequente Kennzeichnung.

Die öffentliche Hand will bei der Beschaffung

von energiesparenden Geräten künftig eine

Vorbildrolle einnehmen.

Insgesamt fehlt – bei genauer Analyse der

von der Bundesregierung beschlossenen

Maßnahmen – die Phantasie, wie eine Trend-

wende beim Stromverbrauch herbeigeführt

werden könnte. 
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Geothermie – die Produktion von Strom und

Wärme aus Erdwärme – spielt derzeit noch

keine nennenswerte Rolle im Strommarkt. 

Um den Ausbau der Erneuerbaren auch wei-

terhin zu beflügeln, wird das EEG derzeit no-

velliert. Für die Zukunft herrscht Optimis-

mus: Die Ziele für 2020 wurden von der

Bundesregierung nach oben korrigiert. Zwi-

schen 25 und 30 % soll ihr Anteil am Strom-

verbrauch dann betragen. – Vorausgesetzt,

der Stromverbrauch sinkt entsprechend den

Plänen der Bundesregierung. Die Leitstudie

2007 des Umweltministeriums (BMU) über

den Ausbau der erneuerbaren Energien sieht

die Bruttostromerzeugung im Jahr 2020 bei

570 TWh; 156 TWh sollen aus regenerativen

Quellen stammen. 

Hoffnungsträger Nr. 1: 
Offshore-Windparks 

Dabei spielt die Windenergie in den Plänen

der Bundesregierung weiterhin eine ent-

scheidende Rolle. Mit 82 TWh soll sie 2020

knapp 15 % Anteil an der Bruttostromerzeu-

gung haben und mehr als die Hälfte des

Stroms aus erneuerbaren Energien zur Verfü-

gung stellen – das ist fast eine Verdreifachung

der heutigen Produktionsmenge. Allerdings

plant man neue Mühlen zukünftig zu einem

Gutteil vor der Küste in Offshore-Windparks

im Meer: Windenergieanlagen mit einer Lei-

stung von rund 10.000 MW sollen in zwölf

Jahren dort ihre Flügel drehen und rund 

35 TWh Strom pro Jahr produzieren, so die

BMU-Leitstudie 2007. Die ursprünglich we-

sentlich ehrgeizigeren Ziele der Bundesregie-

rung sind auf 2030 gestreckt worden. Dann

soll die Leis-tung der Offshore-Anlagen bei

25.000 MW liegen. 

Aber immer noch sind diese Erwartungen ein

ungedeckter Wechsel auf die Zukunft: Es gibt

zwar schon Offshore-Windparks, etwa vor 

Dänemark, Schweden, Großbritannien oder

Irland – nicht aber vor den deutschen Küsten.

Denn die deutschen Pläne sind von anderem

Kaliber. Hier sollen die großen Offshore-

Anlagen mit 3 bis 7 MW Leistung pro Wind-

mühle nicht in Küstennähe stehen, sondern

weit draußen, 30 bis 40 Kilometer entfernt,

in Wassertiefen von bis zu 40 Metern. Damit

will man den Belangen von Tourismus, 

Naturschutz, Schifffahrt und Fischerei Rech-

nung tragen. Die Herausforderungen für Er-

richtung und Betrieb der Kraftwerke und für

den Anschluss der Stromkabel ans Landnetz

wachsen dadurch aber gewaltig. Und so sind

die ursprünglichen Offshore-Pläne schon

kräftig in Verzug geraten. Schon vor fünf Jah-

ren hätte die erste Windernte auf See stattfin-

den sollen. Stattdessen drehen sich erst zwei

Testräder, eines im Rostocker Hafen und ei-

nes 100 Meter vor Emden. Nun soll der erste

deutsche Offshore-Park im Laufe des Jahres

2008 entstehen und 2009 komplett in Be-

trieb gegangen sein, wenn alles gut geht: es

ist das Testfeld „Alpha Ventus“, 45 Kilometer

vor der Insel Borkum. 

Erst mit den Erfahrungen dieses Versuchs-

parks im Rücken soll dann der weitere Aus-

bau stattfinden. Das für die Zulassung von

Windenergieanlagen zuständige Bundesamt

für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

genehmigte bisher in der Nord- und Ostsee

20 Parks mit rund 1.400 Anlagen. Derzeit lie-

gen dem BSH Anträge für mehr als 30 weitere

Windparks vor.

Noch offen: 
Kosten und Risiken 

Damit der Ausbau wie geplant in Gang

kommt, müssen die Rahmenbedingungen

dramatisch verbessert werden. Schon Ende

2006 wurden die Netzbetreiber durch eine

Änderung des „Beschleunigungsgesetzes von

Planungsverfahren für Infrastrukturmaßnah-

men“ verpflichtet, den Anschluss der Off-

shore-Anlagen auf eigene Kosten herzustel-

len. Die Anlagenbetreiber wurden so von den

Kosten der „Steckdose auf See“ entlastet. Sie

können bis zu 25 % der Investitionskosten

ausmachen. Allein die Anbindung von vier

geplanten Offshore-Windparks in der Nord-

see kostet den Düsseldorfer Versorger E.on

rund 400 Mio. Euro. Die Kosten werden über

die Netznutzungsgebühren auf alle Strom-

kunden umgelegt. 

Durch die EEG-Novelle werden die Vergütun-

gen für den Offshore-Windstrom kräftig stei-

gen. Statt wie bisher 9,6 Cent werden künftig

13 bis 15 Cent pro Kilowattstunde erstattet. 

Ob dies nun ausreicht, um ein stürmisches

Wachstum auf See zu entfesseln, bleibt offen.

Es sind noch viele technische Fragen zu lösen

und auch die Kostensituation ist noch nicht

wirklich transparent. Klar ist, dass der Off-

shore-Betrieb wesentlich aufwendiger ist. 

Die Fehlerbehebung ist durch die Wetterrisi-

ken vor der Küste viel schwieriger als an Land.

Deshalb werden wartungsintensive Kompo-

nenten möglichst vermieden und alle be-

triebswichtigen Hilfsaggregate und Sensoren

sind doppelt vorhanden, damit ein Ausfall

nicht zu Stillstand führt. Zusammen mit den

aufwendigen Fundamenten im tiefen Wasser

und dem Korrosionsschutz in der salzhalti-

gen Luft verteuert dies die Produktion dras-

tisch. Allerdings ist die Stromernte auf See 

ergiebiger, denn der Wind weht dort stärker

und gleichmäßiger. 
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fixen Aufpreis von 0,05 Cent. Insgesamt hat

das EEG nach Berechnungen der Bundesregie-

rung 2006 Mehrkosten von 3,3 Mrd. Euro ver-

ursacht. Berechnet wurden dabei die soge-

nannten „Differenzkosten“: Von den Kosten

der erneuerbaren Energien wird der Börsen-

wert des erzeugten Stroms abgezogen. Die 

3,3 Mrd. Euro EEG-Mehrkosten bezahlen die

privaten Stromkunden; diese staatlichen Ab-

gaben werden über die Stromrechnung ein-

gezogen.

Seit der Einführung des EEG ist der Anteil der

erneuerbaren Energien am Stromverbrauch

von 5,5 % im Jahr 1999 auf über 14 % im Jahr

2007 gestiegen. Das ursprüngliche Ziel der

Bundesregierung für 2010, einen Anteil der

Regenerativen von 12,5 % zu erreichen, wurde

also bereits im letzten Jahr übertroffen, bei 

allerdings guten Wind- und Wasserverhält-

nissen.  

Inzwischen leisten die Erneuerbaren einen

wichtigen Beitrag bei der Bekämpfung des

Treibhauseffektes. Die Bundesregierung gibt

an, dass 2006 durch ihre Nutzung rund 100

Mio. t CO2-Emissionen vermieden werden

konnten. Ohne ihren Ausbau wären die CO2-

Emissionen in Deutschland seit dem Jahr

2000 nicht gesunken, sondern angestiegen.

Außerdem entwickelten sich im Windschat-

ten des Gesetzes neue Industriezweige in

Deutschland: Besonders bei der Windenergie

und bei der Photovoltaik sind Unternehmen

entstanden, die im Weltmarkt Bedeutung 

haben. 

Wind, Wasser, Biomasse: 
Welche Quellen sind ergiebig? 

In erster Linie ist der Ausbau der Windenergie

für den Höhenflug der Erneuerbaren in

Deutschland verantwortlich. Rund 5 % der

Stromproduktion stammt inzwischen von

den Windmühlen: 31 TWh waren es 2006 und

39,5 nach vorläufigen Zahlen 2007. Die Was-

serkraft steht noch an zweiter Stelle. 3,5 % 

tragen die Wasserkraftwerke zur deutschen

Stromproduktion bei, 21 TWh 2006. Der

größte Teil des Stroms stammt dabei aus gro-

ßen Flusskraftwerken, fast 80 % des Stroms

aus Wasserkraft kommt aus mehreren Dut-

zend Anlagen, die größer sind als 5 MW. Der

Rest wird von mehr als 5.000 Kleinwasser-

kraftwerken produziert. Der Ausbau der Was-

serkraft vollzieht sich nur noch langsam und

hat begrenzte Potenziale. Mit dem Neubau

des ältesten Laufwasserkraftwerks in Europa,

dem Kraftwerk Rheinfelden am südbadi-

schen Hochrhein, treibt die EnBW eines der

größten Bauprojekte bei den Erneuerbaren

voran. Aber auch am Oberrhein und am 

Neckar investiert die EnBW weiter in die 

Wasserkraft.

Strom aus Biomasse ist der Wasserkraft be-

reits dicht auf den Fersen. Mit 18 TWh steuer-

te sie 2006 eine Größenordnung von rund 

3 % zur deutschen Stromproduktion bei.

Hauptträger ist hier die Verstromung von

Biogas aus Energiepflanzen, die ein dynami-

sches Wachstum vorweisen konnte. Rasant

verläuft auch der Ausbau der Photovoltaik.

Von immer mehr deutschen Dächern schim-

mern die bläulichen Solarzellen. Und auch

die großen Freilandanlagen haben in den

letzten Jahren enorm zugelegt. Der Anteil der

Photovoltaik an der Stromversorgung ist aber

nach wie vor sehr gering: 0,4 % oder rund 2

TWh waren es 2006. Dass viele Solaranlagen

nur verhältnismäßig wenig Strom produzie-

ren, ist systembedingt. Nachts produzieren

die Solarzellen logischerweise keine Energie,

aber auch die Umwandlungsquote von Strah-

lungsenergie in Strom ist immer noch sehr

gering. 
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Nach Berechnungen des DEWI wäre ein An-

wachsen des Stromertrags auf den heute

schon durch Windkraftanlagen genutzten

Flächen durch Repowering im Idealfall auf 

90 TWh pro Jahr möglich. Das ist aber nur ein

theoretisch nutzbares Potenzial. In der Praxis

steht dem das Genehmigungsrecht entgegen.

Der Erfolg des Repowering hängt ganz we-

sentlich von der zugelassenen Nabenhöhe

des Rotors und den Abstandsregelungen zu

Siedlungen ab. Das Planungsrecht hat sich

aber seit den Pioniertagen der Windenergie

eher verschärft, an vielen bestehenden

Standorten würde heute keine Windenergie-

anlage mehr genehmigt. So empfiehlt bei-

spielsweise das Land Niedersachsen, dass ein

neues Windrad mindestens einen Kilometer

Abstand zum nächsten Wohngebäude haben

müsse. Die Höhenbeschränkung liegt vieler-

orts bei 100 Metern. Die neuen Anlagen, die

ein Vielfaches der Erträge alter Modelle leis-

ten, sind aber auf eine Höhe jenseits der 100

Meter angewiesen. Die alten Anlagen laufen

also weiter, weil Neuanlagen am gleichen

Standort nicht genehmigt würden. 

Würden Nabenhöhen von bis zu 130 Metern

genehmigt, liegt das wirtschaftlich nutzbare

Potenzial des Repowerings laut einer Studie

des Umweltministeriums bei über 26.000

MW Leistung, der BWE geht sogar von 28.000

MW aus, mit denen 49 TWh Strom pro Jahr

produziert werden können. Neben Offshore

ist das Repowering also die zweite Säule, auf

der die Hoffnungen für die Zukunft der

Windenergie ruhen – und damit die Hoff-

nungen für den Beitrag der Erneuerbaren

zum Klimaschutz insgesamt. 

Ob das Repowering in Fahrt kommen wird, 

ist ungewiss. Die Genehmigungsfragen sind

nämlich sehr komplex. Die Zuständigkeiten

liegen überwiegend auf kommunaler Ebene,

zum Teil machen die Länder entsprechende

Vorgaben. Ein Durchbruch für das Repower-

ing ist derzeit deshalb noch nicht in Sicht.

2007 wurden gerade einmal 108 alte Anlagen

durch 45 moderne Anlagen ersetzt. Die Bun-

desregierung kann mangels Zuständigkeit

nur konzeptionelle Schützenhilfe leisten. So

haben Bau- und Umweltministerium ge-

meinsam Hinweise für die planungsrecht-

liche Absicherung des Repowering erarbeitet.

Damit sollen entsprechende Modernisie-

rungsstrategien der Planungsträger in Län-

dern und Kommunen unterstützt werden. 

Hoffnungsträger Nr. 2: 
Biomasse 

Neben der Windenergie muss die Biomasse

die Hauptlast des weiteren Ausbaus der Er-

neuerbaren stemmen. Nach der Leitstudie

des BMU von 2007 soll sich die Stromerzeu-

gung aus Biomasse bis 2020 gegenüber 2005

verdreifachen und 36 TWh jährlich zur Verfü-

gung stellen. Das wären rund 6,2 % der Brut-

tostromerzeugung, wenn man die Zielvor-

stellungen der Bundesregierung für den

Strommarkt zugrunde legt. Mehr als die 

Hälfte davon stammt aus Biogas, der Rest 

aus fester Biomasse, sprich Holz. 

Allerdings hat die Bundesregierung festge-

stellt, dass Biomasse bisher sehr ineffektiv 

genutzt wird. So wird nur ein sehr kleiner Teil

des Stroms aus biogenen Stoffen in Kraft-

Wärme-Kopplung (KWK) gewonnen, bei den

meisten Anlagen verpufft die Wärme unge-

nutzt. Die Regierung plant deshalb bei der

EEG-Novelle, dass neue, größere Anlagen nur

dann noch eine Vergütung erhalten, wenn sie

in KWK betrieben werden. Außerdem wird es

eine Verordnung über die Einspeisung von

Biogas ins Erdgasnetz geben. Damit kann 

Biogas verstärkt in Ballungsräumen mit 

entsprechenden Wärmenutzungsmöglich-

keiten eingesetzt werden. 

Begrenzt: Anbauflächen für
Energiepflanzen

Die Nutzung von Biomasse für energetische

Zwecke ist nicht unbegrenzt steigerbar. Der 

limitierende Faktor ist die zur Verfügung ste-

hende Fläche. In Deutschland hat der Anbau

von Energiepflanzen im letzten Jahr mit 1,75

Mio. Hektar – mehr als 14 % der gesamten 

Ackerfläche – einen Rekord erreicht, so Agrar-

staatssekretär Gert Lindemann auf einem

Kongress in Berlin. Langfristig könne etwa ein

Drittel der Fläche hierfür genutzt werden. 

Die Nutzungskonkurrenz mit dem Anbau

von Nahrungsmitteln steigt allerdings – und

damit auch die Preise sowohl für Nahrungs-

mittel als auch für die Energiebauern. So wies

der Fachverband Biogas e.V. Ende 2007 dar-

auf hin, dass sich die Preise für die Einsatz-

stoffe für Biogasanlagen, wie Mais und Ge-

treide, mehr als verdoppelt haben. An den

Kosten einer Biogasanlage haben die Einsatz-

stoffkosten einen Anteil von über 40 %. Der

Fachverband fordert deshalb eine höhere

Vergütung für Strom aus Biogas. Dadurch

wächst aber die Gefahr, eine Endlos-Preis-

spirale loszutreten. 

Vor diesem Hintergrund hat Europas größter

Agrarhandelskonzern BayWa vor Pleiten in

der Biogasbranche gewarnt. „Die Wahrschein-

lichkeit, dass Landwirte mit Biogasanlagen in

existenzielle Nöte geraten, wird stark zuneh-

men, wenn die Rohstoffpreise nicht schnell

zurückgehen“, sagte BayWa-Chef Wolfgang

Deml. Das sei aber langfristig nicht zu erwar-

ten. Deml warnte vor einem weltweiten Ge-

treidemangel. Grund dafür sind nach Demls

Worten die wachsende Weltbevölkerung, der

steigende Lebensstandard und die massive

Förderung von nachwachsenden Rohstoffen.

Importrohstoffe: Sozial wie 
ökologisch problematisch 

Der Boom der Energiepflanzen findet nicht

nur in Deutschland sondern weltweit statt. 

So werden in etlichen Blockheizkraftwerken

irgendwo in der deutschen Provinz Palmöle

aus dem Anbau in Entwicklungs- und Schwel-

lenländern, insbesondere in Indonesien, ver-

feuert. Nach Berechnungen des Leipziger In-

stituts für Energetik und Umwelt wurden im

Jahr 2007 in deutschen Blockheizkraftwerken

mittels Palmöl rund 1,3 Mrd. Kilowattstunden

Strom erzeugt. Das katholische Hilfswerk Mi-

sereor warnt unterdessen, dass die wachsen-

de Nachfrage nach Pflanzen wie Zuckerrohr,
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Ein Nadelöhr beim Ausbau von Offshore-

Anlagen sind die begrenzten Kapazitäten bei

Herstellern und Zulieferern, denn nur wenige

Hersteller wollen das Wagnis im Meer einge-

hen. Auch bei der Infrastruktur für den Bau,

wie zum Beispiel den notwendigen Spezial-

schiffen, gibt es Engpässe. 

Welche Risiken auf See bestehen, musste 

der dänische Wind-Weltmarktführer Vestas

gleich doppelt erfahren. Zuletzt beim 100

Mio. Euro teuren Projekt von Scroby Sands

vor der britischen Küste. Bei sämtlichen 30

Windrädern mussten alle Hauptlager der ton-

nenschweren Getriebe ausgetauscht werden.

Auf See eine Katastrophe, weil die Reparatu-

ren das Zehnfache dessen verschlingen, was

dieselben Arbeiten an Land gekostet hätten:

geschätzt 30 Mio. Euro. Zwei Jahre zuvor hat-

te Vestas bei dem Windpark Horns Rev in der

Ostsee die Maschinenhäuser aller 80 Hoch-

seewindräder austauschen müssen – wegen

Korrosionsschäden.

Windenergie Onshore: 
Dynamik durch Repowering?

An Land flaut die Dynamik des Windenergie-

ausbaus ab. 2007 ist der Zubau von Wind-

rädern in Deutschland gegenüber 2006 um

25 % gesunken. Dem Deutschen Windener-

gie-Institut (DEWI) zufolge wurden im ver-

gangenen Jahr in Deutschland 883 Windener-

gieanlagen mit einer Leistung von 1.667 MW

neu installiert. 2006 waren es noch 1.208 An-

lagen mit 2.233 MW. Die Prognosen für 2008

gehen von weiter sinkenden Zahlen aus. Es

wird schwieriger, noch gute Standorte für

Neuanlagen zu finden. Zudem ist die Renta-

bilität der Anlagen wegen steigender Kosten

für Rohstoffe wie Stahl und wegen Engpässen

im Anlagenbau nach Angaben der Windbran-

che unter Druck geraten. Auch das schränkt

die Standortwahl auf Flächen mit hohem

Windangebot ein. Auch wenn der Neubau

deswegen noch lange nicht zum Erliegen

kommt: Die Zukunft der Onshore-Windener-

gie liegt im sogenannten Repowering. Also

dem Ersatz älterer, kleiner Anlagen durch

neue, leistungsstärkere. Das Potenzial ist ge-

rade an den guten Standorten groß.

Insgesamt drehen sich in Deutschland der-

zeit knapp 20.000 Mühlen im Wind. Moder-

ne Anlagen haben eine Leistung von 2 bis 

3 MW. Der größte Teil des Bestandes wurde

aber bereits in den Neunzigerjahren gebaut

und belegt oft die besten Windstandorte. So

sind 17,3 % der Windenergieanlagen älter als

zehn Jahre. 2004 lag die durchschnittliche

Leistung aller installierten Windkraftanlagen

bei 1 MW, die in diesem Jahr neu installierten

Anlagen wiesen dagegen eine Durchschnitts-

leistung von knapp 1,8 MW auf. Bei einem 

Ersatz der alten Turbinen mit typischerweise

200 bis 600 kW Leistung durch neue Turbi-

nen der Multimegawattklasse könnten durch

weniger Anlagen erheblich mehr Strom er-

zeugt werden: „Größere Anlagen können die

Schallbelastung deutlich reduzieren, die Leis-

tung aber verdoppeln und den Ertrag sogar

verdreifachen“, sagt der Präsident des Bun-

desverbands WindEnergie, Hermann Albers.
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Unter Druck: Klimaschutzstrategie
der Bundesregierung 

Vor dem Hintergrund dieser Debatte gerät

ein gewichtiger Teil der Klimaschutzstrate-

gie der Bundesregierung unter Druck: Der

Einsatz von Biomasse im Treibstoffbereich.

Die Regierung setzt hier auf die Beimi-

schung von so genannten Biotreibstoffen 

zu Diesel und Benzin. Erst im letzten Jahr

wurde auf diesem Gebiet eine drastische

Verschärfung der Gangart beschlossen: Bis

zum Jahr 2020 sollen 20 Volumenprozent

der Treibstoffe aus Energiepflanzen stam-

men. Derzeit sind es beim Diesel etwa 5 %

und beim Normalbenzin 2 %. Die Strategie

der Beimischung lässt sich jedoch nicht hal-

ten und Bundesumweltminister Gabriel

musste jüngst die Biosprit-Position der

Bundesregierung revidieren.

Die Beimischung von Bioethanol zum

Benzin wird nun nicht, wie ursprünglich 

geplant, von bislang 5 % (so genannte E-5-

Regelung) auf 10 % (E-10-Regelung) erhöht.

Grund: Der Verband der Importeure auslän-

discher Marken bezifferte die Anzahl der

PKW, die E-10 nicht vertragen und daher auf

teureres Super-Plus umsteigen müssten, auf

über 3 Mio. Die Bundesregierung war auf-

grund der Herstellerangaben bislang nur

von insgesamt rund 375.000 betroffenen

PKW ausgegangen. Die E-10-Regelung sollte

es der Automobilindustrie erleichtern, die

EU-Vorgabe einer Begrenzung des CO-Aus-

stoßes von PKW bis 2012 auf 120 g/km zu er-

füllen. Nach dem Willen des Bundesumwelt-

ministers sollen die Autohersteller dieses

Ziel nun ausschließlich mit technischen

Mitteln erreichen, auch wenn dies teurer als

die geplante E-10-Regelung würde.

Das Dilemma der Biosprit-Verordnung, so

die Meinung zahlreicher Experten, erhöht

den Druck auf die Bundesregierung, eine

ausgewogenere Energie- und Klimapolitik

zu betreiben. Kurz- und mittelfristig er-

scheint eine größere Förderung anderer er-

neuerbarer Energien, wie der Windenergie,

als Möglichkeit.  

Langfristig gibt es Hoffnungen, dass die

Biotreibstoffe der zweiten Generation viele

Probleme lösen werden. Im Gegensatz zu

bisherigen Technologien nutzen sie die gan-

ze Pflanze und nicht nur die Früchte zur

Treibstoffproduktion. Sie sind aber noch

weit von ihrem großtechnischen Einsatz

entfernt.

Lösungen: Was die
Bundesregierung plant

Die Bundesregierung will mit zwei Maßnah-

men auf die Kritik reagieren:

› Ab 2015 soll der weitere Ausbau des Bio-

sprits durch eine Änderung des Biokraft-

stoffquotengesetzes stärker an der tat-

sächlichen Minderung der Treibhausgase

ausgerichtet werden. Die klimaschädlichen

Emissionen, die durch Herstellung und

Verwendung von Biosprit entstehen, müs-

sen schrittweise reduziert werden. Das be-

trifft den Anbau ebenso wie die Technolo-

gien, die bei der Treibstoffproduktion

eingesetzt werden. Der höhere Biokraft-

stoffanteil soll die Treibhausgasemissio-

nen der Treibstoffe um bis zu 10% ver-

mindern.

› Eine weitere Verordnung soll sicherstellen,

dass Biomasse als Rohstoff für Benzin und

Diesel nachhaltig angebaut wird. Das be-

trifft die Flächen, auf denen sie angebaut

werden, wie auch die Anbaumethoden und

ihre Auswirkungen auf Böden, Wasser und

Luft. Während die Treibstoffstrategie der

Bundesregierung immer heftiger debat-

tiert wird, ist der Einsatz von Biomasse zur

Herstellung von Strom und Wärme im

Grundsatz weitestgehend unumstritten.

Das liegt daran, dass die Produktion von

Biogas wesentlich effizienter ist als die

Herstellung von Treibstoffen, vorausge-

setzt, die anfallende Wärme wird sinnvoll

genutzt. Aber auch hier gibt es Diskussio-

nen um Anbaumethoden und Rohstoffim-

porte. Deshalb soll auch für diesen Sektor

eine Rechtsverordnung erlassen werden,

die Mindestanforderungen für Energie-

pflanzen festlegt. Diese gelten einerseits

für den Anbau in Land- und Forstwirt-

schaft und andererseits für ihren Beitrag

zur Treibhausgasreduktion.

All das wird aber nur funktionieren, wenn es

ein global wirksames, verlässliches und

transparentes Zertifizierungssystem für

biogene Rohstoffe gibt. Ein solches System

ist bislang noch nicht einmal in Ansätzen

erkennbar. Es ist also noch ein langer und

steiniger Weg zurückzulegen. 
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Palmöl, Soja oder Mais zur Energieversor-

gung zu einer Gefahr für die arme, vorwie-

gend städtische Bevölkerung in den Ent-

wicklungsländern werde. So habe sich in In-

donesien der Preis für Speiseöl um fast 30 %

erhöht. Die Palmölkonzerne könnten mehr

Geld im Exportgeschäft als auf dem lokalen

Markt verdienen. Für die Armen werde somit

ein Grundnahrungsmittel nahezu uner-

schwinglich. „Voller Tank und leerer Teller“,

lautet deshalb die Kritik der Hilfsorganisatio-

nen am Aufbau eines weltweiten Marktes für

Bioenergie. Auch der UN-Sonderberichter-

statter für das Recht auf Nahrung, Jean Zieg-

ler, warnt vor den weitreichenden Folgen der

verstärkten Nutzung von in Entwicklungslän-

dern angebauten Energiepflanzen. „Die Aus-

wirkungen, die Biotreibstoff auf den Hunger

hat, sind Grund zu großer Besorgnis, was das

(Menschen)-Recht auf Nahrung betrifft“, so

Ziegler in seinem Bericht für den UN-Men-

schenrechtsrat. Eine einfache beispielhafte

Rechnung: 200 Kilogramm Mais lassen sich

zu einer guten PKW-Tankfüllung von 50 Li-

tern Biosprit verarbeiten – sie können aber

auch einen Menschen ein Jahr lang ernähren.

Auch die Klimabilanz von solchen Import-

rohstoffen kann verheerend sein. So werden

nach Angaben von „Brot für die Welt“ in Indo-

nesien, aber auch in Kolumbien und Brasilien

sowie Neuguinea Urwälder abgebrannt, um

Platz für den Anbau von Energiepflanzen zu

schaffen. Indonesien hat dabei einen trauri-

gen Weltrekord aufgestellt. Nirgendwo wer-

den die Primärwälder gnadenloser abgeholzt

als in dem Inselstaat. Seit dem Jahr 2000 ist

jährlich eine Fläche von rund 1,8 Mio. Hektar

Wald verloren gegangen – fünf Fußballfelder

pro Minute. Das führt zu einem Verlust von

biologischer Vielfalt und belastet das Weltkli-

ma erheblich. Aberwitzig wird die Treibhaus-

gasbilanz, wenn Wälder abgeholzt werden, die

auf Torfböden wachsen. In diesem Fall wird

das im Boden gespeicherte Kohlendioxid frei-

gesetzt. Intaktes Torfland, weltweit rar, spei-

chert bis zu 1.400 t CO2 pro Hektar. Alleine

auf Sumatra verursacht die Zerstörung von

Wald und Sumpf für Papier- und Ölplantagen

mehr Treibhausgase als die Niederlande pro

Jahr emittieren, hat die Umweltstiftung WWF

errechnet. 

Exkurs: Biotreibstoffe 
als Klimakiller

Besonders miserabel sind die Folgen, wenn

Biomasse aus solchen Quellen zur Produk-

tion von Treibstoffen eingesetzt wird. Das

verdeutlicht eine Studie von Joseph Fargione

von der Umweltschutzorganisation „The Na-

ture Conservancy“. Werden Regenwälder, Torf-

land, Savannen, Grasland oder aufgegebenes

Ackerland zu Plantagen mit Ölpalmen, Soja,

Zuckerrohr oder Mais umgewandelt, führt

dies zu einer beträchtlichen „Kohlenstoff-

Schuld“: Durch die Rodung und durch langsa-

me Abbauprozesse im Boden wird zwischen

17- bis 420-mal so viel CO2 freigesetzt, wie

sich jährlich einsparen lässt, wenn man mit

den auf diesen Flächen gewonnenen Biotreib-

stoffen fossile Treibstoffe ersetzt. Das bedeu-

tet, dass es 17 bis 420 Jahre dauert, bis die

Emissionen wieder auf null sind. 

Laut einer weiteren Studie, die unter der 

Leitung des Chemie-Nobelpreisträgers Paul

Crutzen erstellt wurde, wird durch den Ein-

satz von Dünger drei- bis fünfmal so viel

Lachgas – ein besonders starkes Treibhausgas

– emittiert wie ursprünglich angenommen.

Dies allein könnte die Vorteile von gewöhnli-

chen Biotreibstoffen ins Gegenteil verkehren. 

Biotreibstoffe erreichen nur dann eine positi-

ve Klimabilanz, wenn sie aus Abfallbiomasse

oder aus Pflanzen hergestellt werden, die

kaum Dünger brauchen und die CO2-Spei-

cherung im Boden nicht verringern. Dies ist

etwa bei speziellen mehrjährigen Gräsern

oder bei gewissen Baumkulturen der Fall. Au-

ßerdem ist für eine positive Klimabilanz er-

forderlich, dass diese Pflanzen nur auf Land-

flächen  angepflanzt werden, die nicht für die

Nahrungsmittelproduktion benötigt werden.

Laut David Tilman, einem Mitautor der Stu-

die von Joseph Fargione, gibt es genug degra-

diertes oder verlassenes Ackerland, um etwa

10 bis 20 % des globalen Energiebedarfs für

die Mobilität zu decken. 
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der Photovoltaik erst Mitte des Jahrhunderts

auslaufen. Und schon heute belaufen sich die

Solarschulden – das Fördergeld, das für die

bestehenden Anlagen in Zukunft noch be-

zahlt werden muss – auf 112 Euro pro Kopf. 

Die Folgen sind gravierend, denn die Photo-

voltaik frisst die Kostensenkungserfolge der

anderen erneuerbaren Energien wieder auf.

2003 kostete eine Kilowattstunde EEG-Strom

im Durchschnitt 9,16 Cent. 2006 waren es

schon 10,88 Cent. 2007 werden es voraus-

sichtlich 11,66 Cent gewesen sein, schätzt der

Verband der Netzbetreiber. Innerhalb von

fünf Jahren entspricht dies einem Anstieg

um 27 %, der überwiegend auf die Solarener-

gie zurückzuführen ist. Denn je mehr Solar-

energie im Netz ist, desto höher schlagen ihre

hohen Produktionskosten auf das Gesamt-

system durch. Versprochen war das Gegen-

teil: Ökostrom sollte eigentlich immer billi-

ger werden. 

Dabei finanziert das deutsche Fördersystem

nicht nur den Aufbau der Solarindustrie in

Deutschland. Die Fachzeitschrift „Photon“

schätzt, dass mehr als die Hälfte der in

Deutschland errichteten Solarmodule in-

zwischen aus dem Ausland, vorwiegend aus

Asien, importiert werden. Deutschland ist

Weltmarktführer im Bereich Photovoltaik. 

55 % der weltweiten Photovoltaik-Leistung

sind in Deutschland installiert! Die Ausnah-

mestellung Deutschlands im Bereich der 

Solarenergie zeigt sich auch im europäischen

Vergleich. 2006 wurden in der EU Anlagen

mit einer Leistung von 1.246 MW installiert.

Auf Deutschland entfielen davon gut 92 %.

Die anderen europäischen Märkte gingen 

dagegen im Rauschen unter: Auf dem zweit-

größten europäischen Markt Spanien wurde

eine zusätzliche Leistung von 60,5 MW ver-

zeichnet; es folgen Italien mit 11,6 MW neuer

Leistung sowie Frankreich mit 6,4 MW. Das

meldet das Observatoire des energies 

renouvelables (Observer), ein Zusammen-

schluss von europäischen Spitzenorganisa-

tionen für erneuerbare Energien.

Photovoltaik: Die Pläne 
der Bundesregierung 

Die Industrie verdient dabei hervorragend;

2006 beliefen sich die Umsätze auf 3,8 Mrd.

Euro. Unter den zehn renditestärksten Unter-

nehmen Deutschlands, die das Handelsblatt

ermittelt hat, finden sich gleich zwei Solarun-

ternehmen: Auf Platz 1 steht Q-Cells, auf Platz

4 folgt Solarworld. 

Der Erfolg der Photovoltaik könnte sich bei

einem „weiter so“ in sein Gegenteil verkehren.

Die explosionsartige Kostenentwicklung

droht nicht nur die Akzeptanz der Solarindu-

strie aufzufressen, sondern das Ansehen der

Erneuerbaren insgesamt. 

Die Bundesregierung hat mit der Novelle des

EEG auf dieses Risiko reagiert und wird die

Vergütungen für die Photovoltaik schrittwei-

se senken. Das passiert im Rahmen des EEG

quasi automatisch, denn die Vergütungssätze

werden Jahr für Jahr um einen bestimmten

Prozentsatz gesenkt. Für Photovoltaik soll die

jährliche Degression 2010 von derzeit 5 auf

dann 8 % steigen, 2011 auf 9 %. Die Fachzeit-

schrift „Photon“ hält dies für nicht radikal ge-

nug. Sie schlug für die Novelle einen einmali-

gen Degressionssprung von 30 % vor und

danach pro Jahr weitere 7,5 % Abschlag auf

den geltenden Fördersatz. Selbst für diesen

Fall summieren sich nach Berechnungen von

„Photon“ die Förderkosten bis 2019 auf die

immense Summe von 150 Mrd. Euro. 

So oder so ist jedenfalls klar, dass die Zukunft

der Solarstromerzeugung durch Photovoltaik

davon abhängt, wie stark die Kosten für die

Kilowattstunde Strom gesenkt werden kön-

nen. Solarenergie spielt in den Szenarien für

die Zukunft der Stromversorgung vor allem

langfristig eine bedeutende Rolle. Dazu ge-

hört auch die Vision, Strom in solarthermi-

schen Kraftwerken in Südeuropa und Nord-

afrika kostengünstig und in großen Mengen

zu erzeugen und über ein neues Supernetz

nach Mitteleuropa zu transportieren. 

Ganz ohne Treibhausgaseffekt ist die Photo-

voltaik übrigens nicht. In die Produktion der

Anlagen fließt viel Energie. Das führt dazu,

dass pro Kilowattstunde Strom aus einer 

Photovoltaikanlage rund 100 Gramm CO2
entstehen, bei Wasserkraft sind es 40, bei

Kernenergie 32 und bei Windenergie 24

Gramm CO2. 

Engpass: 
Das Transportnetz 

Ein besonderes Problem für den Ausbau der

erneuerbaren Energien ist die Situation bei

den Stromnetzen. Die traditionellen Kraft-

werksstandorte waren vor allem im Westen

und im Süden Deutschlands zu finden, im

Kohlerevier und bei den industriellen

Schwerpunkten. Durch den Aufstieg der

Windenergie und die Ablösung der heimi-

schen Steinkohle durch Importkohle, die 

per Schiff angelandet wird, verlagern sich die

Erzeugungsschwerpunkte immer mehr in

den Norden und den Nordosten. In der Folge

muss der erzeugte Strom zu den Hot Spots

des Energieverbrauchs transportiert werden.

Auch die Liberalisierung der Strommärkte

und der europäische Stromhandel fordern

höhere Leitungskapazitäten. 
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Im Aufschwung: 
Solarenergie 

Photovoltaik boomt in Deutschland schon

seit Jahren und der Aufschwung verstärkt

sich noch: 2007 sind Anlagen mit einer Leis-

tung von mehr als 1.100 MW-Peak neu ans

Netz gegangen, 30 % mehr als 2006. Insge-

samt verfügt Deutschland inzwischen über

Anlagen mit einer Leistung von 3.800 MW-

Peak. Das entspricht der Leistung von vier

großen Kohlekraftwerken. Die Stromausbeu-

te ist allerdings wesentlich geringer, denn die

Sonne scheint nun mal nur am Tage und im

Sommer länger und stärker als im Winter. 

Eine Photovoltaikanlage kommt in Deutsch-

land, je nach Standort, auf 750 bis 1.000 

Volllaststunden, an sonnenreichen, süddeut-

schen Spitzenstandorten auf 1.300. Die Voll-

laststunde zeigt an, wie viele Stunden die 

Anlage im Jahr gelaufen wäre, wenn sie die

zur Verfügung stehende Leistung stets zu

100 % genutzt hätte. Zum Vergleich: Grund-

lastkraftwerke, die mit Braunkohle oder Uran

betrieben werden, kommen etwa auf 7.240

Volllaststunden, Laufwasserkraftwerke auf

5.620, Windkraftanlagen auf durchschnittlich

1.800, neuere auch schon mal auf Werte zwi-

schen 2.000 und 3.000.  

Die Leitstudie 2007 des Umweltministeri-

ums sieht für 2020 einen Wert von 10.000

MW-Peak für Photovoltaik vor. Es ist abseh-

bar, dass dies bei Weitem übertroffen wird,

wenn die Regierung die Förderung von 

Photovoltaik nicht deutlich drosselt. Aber:

Wo viel Licht ist, ist auch viel Schatten. 

Der Preis ist heiß: 
Kosten der Photovoltaik 

Kein Strom wird so üppig vergütet wie die 

Solarenergie aus Photovoltaikanlagen: Gut 

46 Cent pro Kilowattstunde schreibt das EEG

aktuell für eine Solaranlage auf dem Dach

vor, garantiert für den Zeitraum von 20 Jah-

ren. Der Börsenpreis für eine Kilowattstunde

Strom liegt bei rund 5 Cent, Windenergie wird

mit maximal 9,1 Cent vergütet. Die hohe Ver-

gütung führt zu enormen Kosten bei der Ver-

meidung von CO2: 900 Euro pro t hat das

Rheinisch-Westfälische Institut für Wirt-

schaftsforschung RWI in Essen berechnet. 

Der Emissionshandel bewertet den Preis ei-

ner t CO2 dagegen mit rund 20 bis 30 Euro.

Doch noch mit einer weiteren Zahl hat das

RWI Aufmerksamkeit erregt. So haben die

Wissenschaftler die Einspeisevergütung für

die bis Ende 2007 aufgestellten Photovoltaik-

anlagen über den Garantiezeitraum von 20

Jahren hochgerechnet und sind dabei auf ei-

ne Summe von rund 31 Mrd. Euro gekom-

men. Zieht man den Wert des produzierten

Stroms ab, bleiben Folgekosten von etwa 23

Mrd. Euro übrig. Umgelegt auf die Zahl der

Beschäftigten ergibt dies eine Subventionie-

rung jedes Arbeitsplatzes in der Photovoltaik-

branche von rund 153.000 Euro. Das stellt

selbst die Förderung des Steinkohlebergbaus

in den Schatten, wo jeder Arbeitsplatz „nur“

mit 78.000 Euro finanziert wurde. Und da 

die Dynamik des Zubaus von Solarzellen 

ungebrochen ist – für 2008 werden 1.500 bis

2.000 MW-Peak erwartet – wird die Kostenla-

wine ebenso dynamisch anschwellen. Würde

das bisherige Fördersystem auch nur bis

2010 fortgesetzt, geht das RWI von Einspeise-

vergütungen von brutto 73,5 Mrd. Euro aus. 

Die Photovoltaik wirft lange Schatten. In der

Realität gehen Regierung und Industrie von

wesentlich längeren Zeiträumen für die För-

derung aus. Die Leitstudie des Umweltmini-

steriums geht sogar von einer Solarförderung

bis weit über das Jahr 2020 aus. Bei einer

dann immer noch währenden Garantieför-

derzeit von 20 Jahren würde die Förderung

86



Viele Fragezeichen: CO2-Abtrennung
und Speicherung 

Ohne fossile Energien kann der wachsende

Energiehunger noch über einen langen Zeit-

raum hinweg nicht gestillt werden. Das gilt

für Deutschland und erst recht für die Welt-

wirtschaft. Dabei werden Stein- und Braun-

kohle eine wichtige Rolle spielen. Die Kohle-

vorräte reichen noch für Jahrhunderte. Sie

sind geographisch weit gestreut, und eine

mächtige Kohle-OPEC ist weit und breit nicht

in Sicht. Vor allem Indien und China setzen

bei ihrem wirtschaftlichen Höhenflug in er-

ster Linie auf Strom aus Kohlevorräten, über

die sie reichlich verfügen. 

Der Nachteil der Kohle ist ihr hoher Kohlen-

stoffgehalt. Beim Verbrennen wird daraus das

Treibhausgas CO2, das die Erwärmung des

Weltklimas fördert. 750 Gramm CO2 je Kilo-

wattstunde Strom sind es bei Steinkohle, 950

bei Braunkohle, Erdgas liegt dagegen bei 430

Gramm. Viele Hoffnungen ruhen deshalb auf

der Entwicklung von Verfahren, die das CO2
aus dem Rauchgas der Kraftwerke entfernen,

um es anschließend in gasdichten, unterirdi-

schen Hohlräumen einzulagern. Sie werden

unter dem Oberbegriff CCS (Carbon Capture

and Storage) vorangetrieben. 

Allerdings sind sie noch im Stadium von 

Forschung und Entwicklung, im Übergangs-

stadium zur Erprobung. Die Bundesregie-

rung konzentriert sich deshalb darauf, den

Rechtsrahmen zu entwickeln, der für die 

Genehmigung der Abtrenntechnik und der

Einlagerung erforderlich sein wird, sowie die

Forschung bis hin zu Demonstrationsanla-

gen voranzutreiben. Die CCS-Technik wird 

bis zum Jahr 2020 noch keine Beiträge zum

Erreichen der Klimaschutzziele leisten. Aber

für den Zeitraum danach ruhen große Hoff-

nungen auf ihr. 

Die Fragezeichen sind aber noch ebenso groß.

Es gibt sie im technischen Bereich, obwohl

die Zuversicht, dass die Techniken ins Laufen

gebracht werden können, recht hoch ist. Und

es gibt sie im Bereich der gesellschaftlichen

Akzeptanz: Wie werden die Anwohner eines

solchen CO2-Endlagers reagieren? Es gibt sie

vor allem aber im Bereich der Wirtschaftlich-

keit: Was wird es kosten, eine Tonne CO2 ein-

zufangen, zu transportieren und einzula-

gern? 

Beispiel RWE: 2014 soll das erste große De-

monstrationskraftwerk mit 450 MW Leistung

und CO2-Abscheidetechnik in Betrieb gehen.

Die Kosten für das Projekt sind inzwischen

auf 1,7 Mrd. angestiegen, 700 Mio. mehr als

ursprünglich geplant. Pro Kilowattstunde

Strom sind das 6,5 bis 7 Cent Mehrkosten, die

CCS verursachen würde. 

Was die Kosten für die vermiedenen CO2-

Emissionen angeht, so glauben nur notori-

sche Optimisten an einen Preis von 20 Euro

je t; pessimistische Rechner kommen auf 70

Euro. Das ist meilenweit entfernt von den zu

erwarten Zertifikatskosten im europäischen

Emissionshandel. Viel mehr als 30 bis 40

Euro pro t CO2 gibt ihnen auch längerfristig

kaum jemand. CCS hätte also nur dann eine

Chance, wenn sich die Kosten dieser Technik

in genau diesen Korridor legen würden. 

Die ersten Projekte sind an dieser Hürde be-

reits gescheitert. So verkündeten das norwe-

gische Energieunternehmen Statoil und der

Ölmulti Shell im Sommer 2007 das Aus für

die geplante CO2-freie Energieversorgung

von zwei Offshore-Plattformen. Problema-

tisch ist auch die Verfügbarkeit von Lagerstät-

ten. In Deutschland gibt es geeignete Hohl-

räume in der erforderlichen Größe nur im

Norden. Kraftwerke, die im Süden betrieben

werden, müssten ihr CO2 über viele hundert

Kilometer weit per Pipeline oder Schiff trans-

portieren. Und alle Lagerstätten sind natür-

lich endlich. Das macht CCS allenfalls zu ei-

ner Brückentechnologie, die vor allem eines

gibt: Zeit – und zwar 73 Jahre. So lange wür-

den nach einem Gutachten des Wuppertal-

Instituts die weltweit vorhandenen geeigne-

ten Lagerstätten reichen – gleich bleibender

Kohleverbrauch vorausgesetzt. 73 Jahre, das

entsprich zwei Kraftwerksgenerationen. Da-

nach müssten die alternativen Energien die

Last der Energieversorgung alleine tragen. 
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Die Transportnetze müssen massiv ausge-

baut werden, um dies zu schaffen. Aber das

Ausbautempo der Netze kann mit dem der

erneuerbaren Energien nicht mithalten. 

Wegen des Planungs- und Verwaltungsauf-

wands, vor allem aber wegen des lokalen 

Widerstands gegen Neubauvorhaben, dauert

es zur Zeit acht bis zehn Jahre, bis eine neue

Hochspannungsleitung steht. Inzwischen 

treten immer häufiger regionale Engpässe 

im Stromnetz auf und Windenergieanlagen

müssen „abgeregelt“ werden – ihre Leistung

wird gedrosselt, sie können ihr Stromerzeu-

gungspotenzial nicht ausnutzen. Ökono-

misch gesehen, wird der Strom quasi weg-

geworfen. 

Inzwischen ist das keine Seltenheit mehr. Die

Vattenfall Europe Transmission GmbH zählte

2006 noch 80 Tage mit kritischen Situationen

im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes. Im

vergangenen Jahr waren es bereits 155 Tage.

Während der ersten 29 Tage des Jahres 2008

war es bereits an 28 Tagen kritisch. 

Auch die Bundesnetzagentur schlägt Alarm.

Durch die Dauer der Genehmigungsverfah-

ren entstünden bei vielen Ausbaumaßnah-

men von europäischer Bedeutung nicht vor-

hersehbare Verzögerungen. Deshalb sind, 

so der Präsident der Bundesnetzagentur,

Matthias Kurth, „in einigen Regionen

Deutschlands mittelfristig Engpässe im

Stromnetz nicht auszuschließen. Inner-

deutsche Engpässe könnten den deutschen

Stromgroßhandelsmarkt erheblich beein-

trächtigen – mit unabsehbaren Folgen für 

die Preisentwicklung insgesamt.“

Laut Stromwirtschaft sind bis 2020 Investi-

tionen in Höhe von 40 Mrd. Euro in Ausbau

und Erhalt der Stromnetze nötig. Allein für

den Ausbau der Windenergie müssen laut der

Deutschen Energieagentur dena 850 Kilome-

ter neues Hochspannungsnetz errichtet wer-

den. Gelingt dies nicht, könnten die Wachs-

tumspläne für die Erneuerbaren rasch zur

Makulatur werden. 

Um das Problem zu lösen, hat die Bundes-

regierung im Rahmen des integrierten Ener-

gie- und Klimaprogramms (IEKP) ein Gesetz

zur Beschleunigung des Ausbaus der Höchst-

spannungsnetze beschlossen. Damit sollen

die von Bundesland zu Bundesland unter-

schiedlichen Genehmigungsverfahren ver-

einheitlicht und der Rechtsweg verkürzt 

werden.

Fossile Energien: 
Kraft-Wärme-Kopplung 

Bei der Stromerzeugung aus Kohle, Gas oder

Öl entsteht neben Elektrizität auch Wärme. In

konventionellen Kraftwerken geht diese Wär-

me über den Kamin verloren. Anlagen, die in

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) betrieben wer-

den, nutzen dagegen beides. Voraussetzung

hierfür ist, dass es Abnehmer für die Wärme

gibt. Im Idealfall einen Industrie- oder Gewer-

bebetrieb, der über das ganze Jahr hinweg,

rund um die Uhr, einen gleich bleibend ho-

hen Wärmebedarf hat. Haushalte brauchen

dagegen nur in der Heizperiode Wärme, die

über Fern- oder Nahwärmenetze ins Haus 

gebracht wird. Das verschlechtert die Renta-

bilität von KWK-Kraftwerken. Diese Anlagen

werden meistens „wärmegeführt“ gefahren –

Strom ist quasi das Abfallprodukt der Wär-

meproduktion. Der Vorteil der KWK-Technik

ist ihr hoher Nutzungsgrad. Bis zu 90 % der

im Brennstoff enthaltenden Energie können

durch sie genutzt werden. Es gibt Anlagen

sehr unterschiedlicher Größe: Vom Block-

heizkraftwerk, das nur ein Objekt oder weni-

ge Gebäude versorgt, bis hin zum großen

Heizkraftwerk, das großflächig für viele Stadt-

teile Wärme liefert. 

Die Bundesregierung will den Anteil von

KWK an der Stromerzeugung auf 25 % ver-

doppeln. Heute werden von KWK-Kraftwer-

ken 70 TWh Strom erzeugt, 140 sollen es

2020 sein. So sieht es das jüngst novellierte

Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz vor. Es 

existiert seit 2002 und fördert diese Art von

Stromerzeugung durch Bonuszahlungen, die

je nach Größe der Anlage differieren. Schon

damals sollte der KWK-Anteil eigentlich ver-

doppelt werden; statt 10 % wurden aber nur 

2 % Zuwachs geschafft. 

Nun sollen die Vergütungen für die Strom-

produzenten weiter steigen und auch der

Ausbau von Fern- und Nahwärmenetzen soll

bezuschusst werden. Bisher gibt es deutlich

zu wenig Abnehmer für Heiz- und Prozess-

wärme. Außerdem sollen auch Anlagen in der

Industrie gefördert werden, die alleine für

den Eigenbedarf des Unternehmens produ-

zieren. 

Das Ganze soll maximal 750 Mio. Euro pro

Jahr kosten, die wie bisher auf alle Stromkun-

den umgelegt werden. Das ist nicht mehr

Geld als in den letzten beiden Jahren für die

KWK-Förderung aufgebracht wurde. Diese 

Limitierung weckt Skepsis, ob der große Wurf

dieses Mal gelingen wird. „Eine große Neu-

bauwelle, wie sie nötig wäre, ist nicht in Sicht“,

sagte etwa Adi Golbach, Geschäftsführer des

Bundesverbandes KWK, der Frankfurter

Rundschau. 
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› Ohne Kernenergie werden die Klimaschutz-

ziele nicht erreicht, die Versorgungssicher-

heit nimmt ab und die volkswirtschaftli-

chen Schäden der Klimaschutzpolitik

werden steigen. 

› Die erneuerbaren Energien wachsen stark.

Die Umweltverbände müssen sich aber ent-

scheiden, was wichtiger ist: Sollen die Er-

neuerbaren in erster Linie Strom aus fossiler

Erzeugung ersetzen oder Strom aus Kern-

kraftwerken? Wer den Klimaschutz ernst

nimmt, weiß, dass Kernenergie und Erneu-

erbare keinen Gegensatz bilden, sondern

sich perfekt ergänzen. 

Exkurs: Kernenergie 
in Deutschland 

In Deutschland wurde der schrittweise Aus-

stieg aus der Kernenergie unter der rot-grü-

nen Bundesregierung durch eine Novellie-

rung des Atomgesetzes durchgesetzt. Zu den

Kernpunkten der im April 2002 in Kraft ge-

tretenen Gesetzesnovelle gehört das Verbot

des Neubaus von Atomkraftwerken und die

Verkürzung der Regellaufzeit der bestehen-

den Kernkraftwerke auf durchschnittlich 32

Jahre seit Inbetriebnahme. Das Gesetz legt

fest, dass in den deutschen Atomkraftwerken

ab dem 1. Januar 2000 noch höchstens 2,62

Mio. GWh Strom erzeugt werden dürfen. Die-

se Menge addiert sich aus den Reststrom-

mengen, die den einzelnen Anlagen je nach

Alter zugeteilt wurden.

Der deutsche Ausstieg aus der Kernenergie ist

kein Exportschlager geworden: Immer mehr

Länder planen den Neubau von Anlagen oder

die Verlängerung der Laufzeit ihrer bestehen-

den Anlagen. Auch die EU-Kommission und

das Europaparlament sprechen sich klar für

die weitere nukleare Erzeugung von Strom

aus – aus Gründen der Versorgungssicherheit

wie aus Gründen des Klimaschutzes. Im Er-

gebnis wird es in deutschen Netzen auch wei-

terhin Strom aus Kernkraftwerken geben,

auch wenn er nicht mehr im Land produziert

werden wird. De facto wird er dann über die

Landesgrenzen importiert. 

Baden-Württemberg ist bundesweit ein CO2-

Vorbild. Werden im Bundesdurchschnitt

rund 550 Gramm CO2 pro produzierter Kilo-

wattstunde emittiert, so sind es in Baden-

Württemberg nur rund 300 Gramm. 51 % des

in Baden-Württemberg erzeugten Stroms

stammen aus Kernenergie. Sollten die vier

Kernkraftwerke in Neckarwestheim und 

Philippsburg vom Netz gehen müssen, wird

sich die CO2-Bilanz Baden-Württembergs er-

heblich verschlechtern. Die dann vom Netz

gehenden 4.624 MW können nicht durch 

erneuerbare Energien ersetzt werden. Die

Kernenergie als kostengünstiger Lieferant

von Grundlast kann nur durch zwei Maßnah-

men ersetzt werden: Durch den Bau von 

Kohlekraftwerken bzw. durch den Import von

Strom. Die Folgen sind absehbar: Die CO2-

Bilanz wird schlechter; die Preise werden 

ansteigen – der Süden des Landes wird zur

Hochpreiszone. Die Abhängigkeit Baden-

Württembergs wird größer und die Wert-

schöpfung bei der Energieproduktion wird

außerhalb des Landes stattfinden – mit allen

damit verbundenen Nachteilen. 

Brennstoffwechsel: 
Gasanteil rauf auf 30 %?

Wie will die Bundesregierung das 40 %-Ziel

trotz des Kernenergie-Ausstiegs erreichen?

Das Umweltbundesamt (UBA) hat es vorge-

rechnet. Im Zentrum steht ein massiver

Brennstoffwechsel bei der Stromerzeugung.

Im Klartext, der Ersatz von Kohle durch Erd-

gas. Heute hat Erdgas einen Anteil an der

Stromerzeugung von 11 %, das entspricht der

Strommenge von 70 TWh. Bis 2020 müsste

die Produktion aus Erdgas mehr als verdop-

pelt werden und sich auf 165 TWh belaufen.

An dem vom UBA prognostizierten Strom-

verbrauch hätte Erdgas damit einen Anteil

von rund 30 %. 

Natürlich kennt das Umweltbundesamt die

Schwachpunkte einer solchen Strategie: Bei

Erdgas ist Deutschland von wenigen Impor-

teuren abhängig – hauptsächlich aus Russ-

land stammt das Gas, das hierzulande ver-

wendet wird. Darin liegen eine ganze Menge

politischer und preislicher Risiken. Das UBA

schlägt deshalb vor, Erdgas aus der Heizung

von Gebäuden und Wasser zu verdrängen,

wofür es heute zu über 90 % verwendet wird.

Dadurch müsste der Erdgasverbrauch in

Deutschland bis 2020 nur um 3 % ansteigen. 

Wie dies gehen soll, darüber schweigt sich das

Amt aus. Die Gaswirtschaft hat in die Infra-

struktur zur Beheizung von Gebäuden viele

Milliarden investiert. Sie wird sich nicht

kampflos aus dem Geschäft zurückziehen,

das ist klar: Erstens, um die Investitionen

nicht vorzeitig abschreiben zu müssen und

zweitens, weil im Wärmemarkt tendenziell

mehr Geld verdient werden kann als bei der

Stromerzeugung. 

Ohnehin hat sich die Situation seit dem Hö-

henflug der Ölpreise grundlegend geändert.

Da sich die Gaspreise im Windschatten des

Öls aufwärts bewegen, sind zum einen die 

Risiken der Stromproduktion aus Gas enorm

gestiegen. Zum anderen ist die Wirtschaft-

lichkeit vieler Projekte in Frage gestellt; folge-

richtig sind viele davon bereits in den Schub-

laden verschwunden. 
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Zusammengefasst: 
Standpunkt der EnBW

Aus Sicht der EnBW Energie Baden-Württem-

berg AG kann zu den Klimaschutzplänen der

Bundesregierung folgendes gesagt werden: 

› Die EnBW unterstützt eine engagierte Poli-

tik zum Schutz der Erdatmosphäre. In sei-

ner Rede zur Eröffnung des 2. Deutschen

Klimakongresses machte der EnBW-Vor-

standsvorsitzende Hans-Peter Villis deut-

lich, dass Klimaschutz immer mehr ins Zen-

trum der Unternehmenspolitik rücke. Der

EnBW-Chef kündigte ein starkes Engage-

ment bei Energieeffizienz, erneuerbaren

Energien und in der effizienten, dezentralen

Strom- und Wärmeversorgung an. 

› Dabei müssen Klimaschutz, Wirtschaftlich-

keit und Versorgungssicherheit in Einklang

gebracht werden. 

› Die Bundesregierung hat sich das sehr 

ehrgeizige Ziel gesetzt, die Emission von 

Klimagasen bis zum Jahr 2020 um 40 % zu

reduzieren. 

› Das Integrierte Energie- und Klimaschutz-

programm (IEKP), das vom Bundeskabinett

im Dezember 2007 verabschiedet worden

ist, wird nach den Berechnungen der Bun-

desregierung 36 % Reduktion schaffen, das

Ziel also noch nicht erreichen. Es gibt aber

noch pessimistischere Berechnungen. So

geht die Umweltorganisation Greenpeace

davon aus, dass lediglich 30 % geschafft 

werden. 

› In Zahlen umgesetzt, soll das IEKP die Emis-

sionen von CO2-Äquivalenten um 220 Mio. t

pro Jahr vermindern. 

› Das ist aber nur die halbe Wahrheit. Denn

bis jetzt bleibt die Bundesregierung dabei,

bis 2023 auch aus der Kernenergie ausge-

stiegen zu sein. Der Betrieb der Kernkraft-

werke in Deutschland erspart der Erdatmo-

sphäre pro Jahr 160 Mio. t CO2. Auch diese

Menge muss – wenn die Verkürzung der

Laufzeiten für die Reaktoren Realität werden

sollte – durch das IEKP ersetzt werden. 

› In Wirklichkeit muss die Bundesregierung

die Treibhausgasemissionen im Vergleich

zu 1990 also zu über 50 % zurückfahren. 

› Das IEKP beinhaltet hohe Risiken. Tritt nur

eines in einem zentralen Handlungsfeld ein,

wird das Programm seine Ziele nicht errei-

chen. Das gilt insbesondere für die Maßnah-

men im Bereich KWK, Windenergie und

Energieeffizienz. Es gibt keinen Plan B und

keine Sicherheitsreserve. 

› Die Ziele beim Ausbau der KWK und bei der

Einsparung von Energie sind unrealistisch,

weil die geplanten Maßnahmen bei Weitem

nicht ausreichen, um die gewünschte Wir-

kung zu erzielen. 

› Die EnBW plädiert deshalb dafür, die Lauf-

zeitverkürzung für die Kernkraftwerke zu-

rückzunehmen und somit eine wesentliche

Säule der klimafreundlichen Energieerzeu-

gung zu erhalten. Sie muss nicht neu errich-

tet werden, sie ist bereits vorhanden, wir

müssen sie nur weiter nutzen. 

› Die Kernenergie liefert einen gesicherten

Beitrag zur Erreichung der Klimaschutz-

ziele. Dieser Beitrag erfordert keine hohen

Investitionen mehr. Im Gegenteil, die Ener-

giewirtschaft hat bereits mehrfach Verhand-

lungen darüber angeboten, finanzielle 

Vorteile aus dem Weiterbetrieb der Kern-

kraftwerke zur Finanzierung anderer Klima-

schutzmaßnahme zur Verfügung zu stellen. 

› Die deutschen Kernkraftwerke leisten somit

nicht nur einen Beitrag zum Schutz der Erd-

atmosphäre und zur Versorgungssicherheit,

sie machen die Klimaschutzpolitik auch

wirtschaftlicher. Die vorhandenen Kern-

kraftwerke produzieren Strom zu konkur-

renzlos günstigen Kosten. Damit können 

die volkswirtschaftlichen Belastungen des

Klimaschutzes verringert werden – mit Aus-

wirkungen auf die Konkurrenzfähigkeit der

deutschen Unternehmen und den Erhalt

von Arbeitsplätzen. 
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Auch die regierungsnahe Deutsche Energie-

Agentur dena gelangt in ihrer Studie zur

Kraftwerks- und Netzplanung in Deutschland

bis 2020 (mit Ausblick auf 2030) zu alarmie-

renden Ergebnissen. Bei der im Jahr 2020 zu

erwartenden Stromnachfrage, so die dena-

Studie, werden die Kraftwerkskapazitäten am

Standort Deutschland nicht mehr ausrei-

chen, um die Jahreshöchstlast vollständig zu

decken. Dabei sind die derzeitigen Planungen

für den Neubau fossiler Kraftwerke berück-

sichtigt, soweit für sie eine hohe Realisie-

rungswahrscheinlichkeit besteht. Die be-

drohliche Aussicht wird weder durch das

engagierte Ausschöpfen der Stromeffizienz-

potenziale noch durch das Erreichen der Ziele

zum Ausbau der regenerativen Energien (auf

30 %) und der Kraft-Wärme-Kopplung (auf 

25 %) verändert. Selbst eine vollständige Um-

setzung des Energieprogramms der Bundes-

regierung – mit entsprechend stark sinken-

dem Stromverbrauch – wird die Gefahr einer

ab 2012 stetig anwachsenden „Stromlücke“

zwischen Jahreshöchstlast und gesicherter

Kraftwerksleistung nicht abwenden können.

Im Jahr 2020 könnte diese Lücke, selbst bei

sinkendem Stromverbrauch, auf riesige

11.700 MW anwachsen. Eine konstante Nach-

frage nach Strom, wie sie vielfach in der ener-

giewirtschaftlichen Diskussion erwartet wird,

würde 2020 gar eine klaffende „Stromlücke“

von 15.800 MW zur Folge haben. Auch der

Import von Strom stellt nach Ansicht der 

dena keine langfristige Möglichkeit der Ab-

hilfe dar. Denn auch auf europäischer Ebene

werden die Kraftwerkskapazitäten knapp. 

Gleichzeitig nimmt der Widerstand gegen

neue Kohlekraftwerke stetig zu. Mehrere 

Projekte sind daran bereits gescheitert oder

wurden wegen der Kostenentwicklung im 

Anlagenbau ad acta gelegt. Die Preise für

schlüsselfertige Kohlekraftwerke haben sich

in den vergangenen vier Jahren nahezu ver-

doppelt. Allein im vergangenen Jahr wurden

Kraftwerksprojekte im Volumen von 6.500

MW gestrichen. So scheiterte beispielsweise

RWE mit Plänen für ein Kohlekraftwerk im

saarländischen Ensdorf am Widerstand der

Bevölkerung.

Dies könnte dazu führen, dass auch die fossi-

len Energien nicht dazu in der Lage sind, den

politisch gewollten Ausfall der Kernkraftwer-

ke zu kompensieren. Nach der jüngsten Un-

tersuchung des Marktforschungsunterneh-

mens Trend-Research könnte Deutschland,

das derzeit noch Elektrizität in die Nachbar-

länder exportiert, bereits ab 2015 dauerhaft

auf Stromimporte angewiesen sein. Die Ener-

giebranche plant in Deutschland den Bau

von 60 neuen Großkraftwerken, viele auf 

Basis von Stein- und Braunkohle. Davon wird

laut Trend-Research etwa die Hälfte ernsthaft

vorangetrieben. Den Ersatzbedarf für über-

alterte Anlagen kalkulieren Experten auf et-

wa 45.000 MW, was Investitionen von rund

50 Mrd. Euro entspricht. Hinzu kommen 

gut 20.000 MW an Kraftwerkskapazität, 

die sukzessive durch den Atomausstieg bis 

etwa 2023 vom Netz gehen sollen.

Die Trend-Research-Studie teilt die vorliegen-

den Kraftwerksprojekte in vier Kategorien ein

– gemessen an der Wahrscheinlichkeit ihrer

Realisierung. Auf dieser Grundlage lassen

sich verschiedene Szenarien für die Strom-

versorgung in Deutschland berechnen. Fazit:

Bleibt es beim beschlossenen Atomausstieg,

lässt sich eine Unterversorgung mit Strom

nur noch vermeiden, wenn Neubauten mit

einer Leistung von zusammen 36.000 MW

realisiert werden. Dabei kalkulieren die Ex-

perten auch in diesem Szenario bereits ein,

dass der Anteil der erneuerbaren Energien 

bis 2020 wie geplant deutlich steigt. Werden

dagegen nur die Projekte mit hoher Wahr-

scheinlichkeit realisiert (Szenario Nummer

zwei), würde die Stromproduktion schon

2015 nicht mehr ausreichen. 

Fazit 

Über die Zukunft und den Beitrag der Kern-

energie in Deutschland wird weiter gestritten

werden müssen. Über den Sinn einer wir-

kungsvollen Klimapolitik ist kein Streit mehr

nötig. Weitgehende Einigkeit gibt es auch

über ihre Aktionsfelder: Energieeffizienz, er-

neuerbare Energien und hochwirksame und

kohlendioxidarme fossile Energien. 

Und noch etwas ist klar: Klimaschutz ist nur

möglich, wenn Forschung und Entwicklung

einen großen Beitrag leisten. Das ist ein zen-

traler Baustein für den Erfolg bei der Reduk-

tion von Klimagasen, aber auch eine wichtige

Voraussetzung für den ökonomischen Erfolg

der deutschen Unternehmen zuhause und

auf dem Weltmarkt. Dafür braucht es zusätz-

lich eine kluge Innovationspolitik, die die Er-

findungen und Erkenntnisse der Forscher in

marktfähige Produkte und Dienstleistungen

ummünzt. 
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Der Ausstieg: 
Wirtschaftliche Folgen  

Aber selbst wenn der Umstieg gelingen sollte,

hat er einen Preis. Denn bei allem Streit Pro

und Contra Kernenergie ist eindeutig, dass

die Klimaschutzstrategien bei gleichzeitigem

Ausstieg deutlich teurer werden. Zuletzt hat

dies noch einmal eindrücklich die McKinsey-

Studie für den Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI) belegt. Dabei wurden

die Kosten und Potenziale von mehr als 300

technologischen Einzelhebeln zur Vermei-

dung von Treibhausgasemissionen ermittelt.

In Summe hält die Studie bei den vier Sekto-

ren Gebäude, Industrie, Energie und Trans-

port einen Abbau der Treibhausgasemissio-

nen bis 2020 um 26 % gegenüber 1990 für

wirtschaftlich erreichbar – und zwar ohne

Einbußen für Wirtschaftswachstum und 

Lebensqualität sowie unter Beibehaltung des

Kernkraftausstiegs. Die durchschnittlichen

Vermeidungskosten belaufen sich dabei auf

bis zu 20 Euro pro t CO2-Äquivalente. Viele

dieser Maßnahmen – etwa die bessere Isolie-

rung von Gebäuden – haben „negative“ Ver-

meidungskosten. Das heißt, sie rentieren sich

auch finanziell. 

Weitere Vermeidungshebel existieren. Für 

deren Realisierung wären jedoch wesentlich

höhere Investitionen erforderlich. Bereits 

eine Reduktion um 31 % würde – unter Beibe-

haltung des Kernenergieausstiegs – zu deut-

lich höheren durchschnittlichen Vermei-

dungskosten zwischen 32 und 175 Euro pro t

CO2-Äquivalente führen. Der BDI zieht aus

den Daten der Studie den Schluss, dass eine

Reduzierung der Treibhausgase über 31 %

hinaus ohne Beibehaltung der Kernenergie

wirtschaftlich nicht darstellbar ist. Und auch

hinter den 31 % stehen bei genauem Hin-

sehen schon etliche Fragezeichen. 

Auch eine Studie, die das Prognos-Institut

und das EWI, das Energiewirtschaftliche Insti-

tut der Universität Köln, im Mai 2007 für den

Energiegipfel der Bundesregierung erarbeitet

haben, kommt trotz optimistischer Annah-

men bei der Energieeffizienz zu dem Schluss,

dass die Klimaschutzziele am sichersten und

am preisgünstigsten erreicht werden können,

wenn die 17 deutschen Kernkraftwerke weiter

betrieben werden. Der Kostenvorteil entstün-

de sowohl volkswirtschaftlich als auch bei

den Stromkosten für die Endverbraucher. Bei

den Haushaltskunden würde – den Autoren

zufolge – die Preisdifferenz 2 Cent pro Kilo-

wattstunde Strom zugunsten der Kernener-

gie betragen. 

Stromlücke: Droht eine
Unterversorgung?

Zunehmend wird auch in Frage gestellt, ob

die Lücke, die der Ausstieg aus der Kern-

energie reißt, überhaupt zu schließen sein

wird. So kommt das Hamburgische Weltwirt-

schafts-Institut (HWWI) in einer Studie vom

Herbst 2007 für die HypoVereinsbank (HVB)

zu dem Schluss, dass die Erneuerbaren den

Nuklearstrom nicht ersetzen können. Bei ei-

nem jährlichen Anstieg des Stromverbrauchs

um 0,5 % entsteht demnach bis zum Jahr

2020 eine Deckungslücke von rund 16 % des

Stromverbrauchs. Dieser Strom müsste aus

dem Ausland importiert oder aus fossilen

Energieträgern erzeugt werden. Die Hypo-

Vereinsbank gehört zu den führenden 

Finanzierern der erneuerbaren Energien 

in Deutschland. 
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› COMTES 700
Im Rahmen der europäischen Forschungsinitiative „COMTES

700“ (Component Test Facility for a 700° C Power Plant) arbei-

ten Stromerzeuger und Anlagenhersteller an Innovationen für

die Effizienzsteigerung von konventionellen Kraftwerken und

die Reduzierung ihrer CO2-Emissionen. Durch die Steigerung

der Dampfzustände auf 700° C und 350 bar soll COMTES 700

zu einer neuen Kraftwerksgeneration mit einem Wirkungsgrad

von über 50 % führen. Dies setzt voraus, dass neue Werkstoffe

entwickelt werden, die diesen Belastungen standhalten. 

› Dünnschichttransistoren
Mit Dünnschichttransistoren (thin-film transistor TFT) können

großflächige elektronische Schaltungen hergestellt werden. 

Eine weit verbreitete Anwendung sind Flüssigkristall-Flachbild-

schirme.

› Erneuerbare-Energien-Gesetz EEG
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) bildet ein Instrument

für den Vorrang von Strom aus allen erneuerbaren Energieträ-

gern wie Sonne, Wind, Wasser, Biomasse und Geothermie, Klär-,

Gruben- und Deponiegas. Das Gesetz ist im Jahr 2000 in Kraft

getreten und hat zum Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien an

der Stromversorgung in Deutschland, im Einklang mit den Zie-

len der EU, signifikant zu erhöhen. 

› Emissionen
Emissionen sind die von einer Anlage oder einem technischen

Vorgang in die Atmosphäre oder andere Umweltbereiche gelan-

genden gasförmigen, flüssigen oder festen Stoffe; ferner Geräu-

sche, Erschütterungen, Strahlen, Wärme. Die aussendende Quel-

le wird als Emittent bezeichnet. Emissionen sind nicht nur auf

menschliche Aktivitäten zurückzuführen, es gibt auch natürli-

che Emittenten, zum Beispiel emittieren Rinder und Sümpfe

Methan (CH4), Pflanzen emittieren Pollen und flüchtige 

organische Verbindungen (VOC), Vulkane emittieren

Schwefeldioxid (SO2).

› Gigawatt GW
Ein Gigawatt entspricht einer Milliarde Watt oder einer Million

Kilowatt (kW).

› Hochspannungsgleichstrom- und supraleitende Leitungen
Die elektrische Energieversorgung wird in Europa mit Wechsel-

strom vorgenommen, also mit Strom, der seine Richtung 

(Polung) periodisch und in steter Wiederholung ändert. Für die

Zukunft der erneuerbaren Energien wird der Transport von

Strom – etwa von in Südeuropa und Nordafrika erzeugtem So-

larstrom – über sehr weite Entfernungen diskutiert. Die Protago-

nisten dieser Idee präferieren für den Stromtransport den Bau

von Höchstspannungsleitungen für Gleichstrom. Damit soll der

Energieverlust über die weite Strecke minimiert werden. Gleich-

strom ist ein Strom, dessen Stärke und Richtung sich nicht än-

dert. Im Alltag liefern etwa Akkus und Batterien Gleichstrom. 

Supraleiter sind Materialien, deren elektrischer Widerstand bei

Unterschreiten einer kritischen Temperatur auf einen unmess-

bar kleinen Wert fällt. Dadurch kann die Stromdichte beim

Transport erhöht werden. Zur Kühlung wird etwa flüssiger Stick-

stoff (- 197° C) eingesetzt.

› Internationale Atomenergie Organisation IAEO
Die IAEO wurde 1957 gegründet. Sie ist eine autonome interna-

tionale Organisation mit Sitz in Wien. Derzeit sind 144 Staaten

Mitglied der IAEO. Sie fungiert als forschungs- und technik-

basiertes Forum zur friedlichen Nutzung von Kernenergie und

zur Überwachung nuklearwaffenfähigen Materials. Die IAEO

überwacht auch im Auftrag der Vereinten Nationen (UN) die 

Einhaltung von Resolutionen und internationalen Verträgen, in

denen es um Atomenergie und Nuklearwaffen geht. 

› Internationale Energieagentur IEA 
Die IEA ist eine 1973 gegründete Organisation zur Förderung der

Kooperation in den Bereichen Erforschung, Entwicklung, Markt-

einführung und Anwendung von Energietechnologien. Ihr Sitz

ist Paris und ihr gehören 27 Industriestaaten an. Die IEA veröf-

fentlicht jährlich einen umfassenden Weltenergiebericht. 

› Integriertes Energie- und Klimaprogramm IEKP
Die deutsche Bundesregierung hat auf ihrer Klausurtagung in

Meseberg im August 2007 Eckpunkte für ein Integriertes Ener-

gie- und Klimaprogramm (IEKP) beschlossen. Das gemeinsam

vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und

vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-

sicherheit erarbeitete Programm wurde im Dezember 2007 

konkretisiert. Ein erster Teil des Programms wurde im Juni bzw.

Juli 2008 von Bundestag und Bundesrat gebilligt. Es kombiniert

Fördermaßnahmen, ökonomische Instrumente und ordnungs-

rechtliche Maßnahmen in den Bereichen Energieproduktion,

Energieeffizienz, Verkehr und Haushalte in Gestalt von insge-

samt 29 Einzelmaßnahmen im Hinblick auf eine nachhaltige 

Klima- und Energiepolitik.

› Immissionen
Immissionen sind die Einwirkungen der emittierten Schadstof-

fe auf Pflanzen, Tiere und Menschen sowie Gebäude, nachdem

sie sich in der Luft, dem Wasser oder dem Boden ausgebreitet

oder auch chemisch oder physikalisch umgewandelt haben.

› Intergovernmental Panel on Climate Change IPCC
1988 wurde die Gründung des IPCC von den Vereinten Nationen

beschlossen. Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen

(UNEP) und die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) rie-

fen das IPCC daraufhin ins Leben. Jeder Staat, der an einer dieser

Organisationen beteiligt ist, kann Wissenschaftler für das IPCC

benennen. Hauptaufgabe ist es, Risiken des Klimawandels zu

beurteilen und Vermeidungsstrategien zusammenzutragen.

Das IPCC betreibt selbst keine Wissenschaft, sondern trägt die

Ergebnisse der Forschungen in den verschiedenen Disziplinen

zusammen, darunter besonders der Klimatologie. Es bildet eine

kohärente Darstellung dieses Materials in Berichten ab, den

„IPCC Assessment Reports“. Diese Berichte werden in Arbeits-

gruppen erstellt und vom Plenum akzeptiert. Dies geschieht in

einem aufwendigen, mehrstufigen Verfahren mit Leitautoren

und Co-Autoren für einzelne Artikel, von Koordinatoren und

Leitautoren für den gesamten Bericht sowie unabhängigen Gut-

achtern für die einzelnen Bereiche und das gesamte Werk. Die

Begutachtung erfolgt nicht nur durch die benannten und aus-

gewählten Wissenschaftler, sondern auch durch Regierungs-

vertreter der Mitgliedstaaten.         

› Kilowatt kW
Ein Kilowatt entspricht 1.000 Watt.

› Klimarahmenkonvention
Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (United

Nations Framework Convention on Climate Change, UNFCCC)

wurde 1992 auf dem Erdgipfel in Rio unterzeichnet. Sie besitzt

heute mit 192 Ratifizierungen quasi universelle Gültigkeit. Ziel

der Konvention ist es, eine gefährliche anthropogene Störung

des Klimasystems zu verhindern. Die Staaten sollen umfangrei-

che Daten zu ihren Emissionen erheben, damit diese besser ver-

glichen werden können. Die Industriestaaten sind dazu ver-

pflichtet, die Entwicklungsländer bei diesem Prozess finanziell

zu unterstützen. Eines der zentralen Prinzipien der Rahmen-

konvention ist die „gemeinsame, aber unterschiedliche Ver-

antwortlichkeit“ der Staaten bei der Bekämpfung des Klima-

wandels.
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› Bali-Roadmap
Mit der Bali-Roadmap wurde auf der 13. Konferenz der Vertrags-

staaten der Klimarahmenkonvention und des Kyoto-Protokolls

in Bali, Indonesien, im Dezember 2007 ein offizielles Verhand-

lungsmandat für ein umfassendes internationales Klimaschutz-

abkommen für die Zeit nach 2012 beschlossen. Bis zur 15. Ver-

tragsstaatenkonferenz im Dezember 2009 in Kopenhagen

verhandeln die 192 Mitgliedsstaaten der Klimarahmenkonven-

tion die Themen Eindämmung, Anpassung, Technologie und 

Finanzierung.

› Carbon Capture and Storage CCS
CCS steht im internationalen Sprachgebrauch für die Technolo-

gie der CO2-Abscheidung und -Speicherung. Verschiedene Ver-

fahren werden bereits im kleinen Maßstab erprobt. Sie sollen bis

2020 im großtechnischen Maßstab zur Verfügung stehen und

eine CO2-arme Nutzung fossiler Rohstoffe zur Stromerzeugung

ermöglichen. Ebenfalls noch offen sind mögliche Transport-

systeme sowie Lagerstätten. Jedenfalls sieht die EU vor, dass

Kohlekraftwerke ab 2020 CCS-ready sein müssen – sprich für

diese Technik nachrüstbar.

› Clean Development Mechanismus CDM
CDM, der Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung, ist

einer der flexiblen Instrumente des Kyoto-Protokolls. CDM-Pro-

jekte sind Klimaschutzprojekte, die Industriestaaten in Entwick-

lungsländern durchführen. Diese müssen nachhaltig sein und

zusätzlich zu bereits bestehenden Projekten stattfinden. Die

durch die Projekte vermiedenen Emissionen werden von unab-

hängigen Einrichtungen überprüft und zertifiziert. Industrie-

staaten bzw. Unternehmen können die CDM-Emissionszertifika-

te auf die ihnen zustehende Emissionsmenge anrechnen lassen. 

› CO2-Äquivalente 
Die Klimawirksamkeit (Global Warming Potential GWP) eines

Treibhausgases, hochgerechnet auf einen gewissen Zeitraum

(meist 100 Jahre), dient dem Vergleich der Treibhausgase unter-

einander. Angesichts ihrer unterschiedlichen Klimawirksamkeit

und Lebensdauer in der Atmosphäre hat das IPCC das Treib-

hauspotenzial der durch das Kyoto-Protokoll betroffenen Treib-

hausgase berechnet und definiert, wie viel eine festgelegte 

Menge eines Treibhausgases zum Treibhauseffekt beiträgt. Als

Vergleichswert dient Kohlendioxid. So entspricht die Reduktion

von 25 Tonnen CO2-Emissionen beispielsweise einer Reduktion

von einer Tonne Methan-Emissionen.

Glossar

94



› Kyoto-Protokoll
Das Kyoto-Protokoll basiert auf der Klimarahmenkonvention

der Vereinten Nationen und ist ein völkerrechtlich bindender

Vertrag, der 38 Industriestaaten (OECD-Staaten und osteuropäi-

sche Transformationsstaaten) zu einer Reduktion ihrer anthro-

pogenen CO2-Emissionen verpflichtet. Das Protokoll gestattet

die Verwendung flexibler Mechanismen, die es den Staaten er-

möglichen, einen Teil ihrer Verpflichtungen im Zeitraum von

2008 bis 2012 zu möglichst geringen Kosten zu erreichen. Da die

Verpflichtungen des Kyoto-Protokolls keinen wesentlichen Bei-

trag zum Ziel der Klimarahmenkonvention leisten, kommt ei-

nem Kyoto-Folgeabkommen besondere Bedeutung zu.

› Megawatt MW
Ein Megawatt entspricht einer Million Watt oder 1.000 

Kilowatt (kW). 

› Mono-Ethanol-Amin (MEA)
Monoethanolamin ist eine farblose, ätzende Flüssigkeit, die als

Grundstoff in der chemischen Industrie zum Einsatz kommt. Et-

wa als organisches Lösungsmittel oder als Absorptionsmittel für

Kohlendioxid und Schwefelwasserstoff in der Aminwäsche, bei

der saure Gase aus Gasgemischen entfernt werden.

› OLED-Technik
Abkürzung für organische Leuchtdiode (OLED = Organic Light

Emitting Diode), ein dünnfilmiges, leuchtendes Bauelement aus

organischen, halbleitenden Materialien. OLED lassen sich gün-

stiger herstellen als LED, Strom- und Leuchtdichte sind aber 

geringer. Sie werden primär für Bildschirme und Displays ein-

gesetzt.

› OSART-Missionen 
OSART-Missionen sind ein Service der Internationalen Atom-

energie Organisation (IAEO) und gelten als die intensivste Form

der Bewertung von Kernkraftwerken. Hierbei überprüft ein

Team internationaler Experten (Operational SAfety Review

Team, OSART) Management, Organisation und Administration,

Ausbildung und Qualifikation, Betrieb, Instandhaltung, Techni-

sche Unterstützung, Betriebserfahrung, Strahlenschutz, Chemie,

Notfallplanung, Vorsorge sowie die Sicherheitskultur in Kern-

kraftwerken. Anschließend werden die Ergebnisse von der IAEO

veröffentlicht.
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› Polystyrolhartschaumstoff
Polystyrol (PS) ist ein gängiger thermoplastischer Kunststoff,

der in vielen Bereichen von der Elektrotechnik bis zur Verpa-

ckung eingesetzt wird. Aufgeschäumtes Polystyrol (EPS) ist vor

allem unter dem Handelsnamen „Styropor“ bekannt geworden.

› Rauchgase 
Als Rauchgas wird das bei Verbrennungsprozessen in Kraftwer-

ken, Müllverbrennungsanlagen, Produktionsprozessen usw. an-

fallende Abgas bezeichnet (Post Combustion).

› Terrawatt TW
Ein Terrawatt entspricht einer Billion Watt oder einer Milliarde

Kilowatt (kW).

› Treibhausgase
Treibhausgase (THG), hervorgerufen durch menschliche Aktivi-

täten, beeinflussen den natürlichen Treibhauseffekt. Eine stei-

gende Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphäre

führt zu einer geringeren Wärmerückstrahlung von der Erd-

oberfläche ins All und damit zu einem Anstieg der durch-

schnittlichen Temperatur auf der Erde. Als relevante Treibhaus-

gase sind im Kyoto-Protokoll festgelegt worden: Kohlendioxid

(CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), teilhalogenierte

Fluorkohlenwasserstoffe (F-KKW/HFC), perflourierte Kohlen-

wasserstoffe(FKW/PCF) und Schwefelhexaflourid (SF6).

96




